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Das Angebot der Wohnungs-
baugesellschaften an senioren -
gerechtem Wohnraum 
nimmt zu. Das ist gut. Wer allerdings 
in einem innerstädtischen 
Altbaugebiet sucht, 
hat schlechte Karten.                22

Sicherheit steht im Baurecht schon immer 
an erster Stelle. Ob an zweiter Stelle die 
optimale wirtschaftliche Verwertung des 
Grund und Bodens folgt oder aber soziale, 
städtebauliche und ästhetische Gesichts-
punkte die Richtung weisen, darüber ent-
scheidet bis heute der politische Zeitgeist:

Architektur aus dem Rechtsbuch
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Das Ausmaß an Umweltbelastungen, 

24

unter denen 
Menschen 
wohnen müs-
sen, steht im 
umgekehrten 
Verhältnis 

zur Höhe 
ihres Ein-
kommens. 
Das Umwelt-
bundesamt 
hat das unter-
sucht.
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Betr.: MieterMagazin 10/2011, 
Seite 4, Leserbrief von I. Höltmann: 
„Parteien zur Abgeordnetenwahl – 
6 Fragen aus Mietersicht“

Für dumm verkauft

Auch ich empfinde die Antworten 
der Abgeordneten zur Mietproble-
matik enttäuschend, wenn auch nicht 
überraschend. Sie sind Zeugnis für 
das kontinuierliche Desinteresse und 
die Ignoranz der Parteien aller Cou-
leur gegenüber den Mieterbelangen 
in dieser Stadt. Die Erkenntnis der 
SPD nach zehn Jahren des Regierens, 
dass auf dem Berliner Wohnungs-
markt „Handlungsbedarf“ bestehe, 
ist peinlich und bestätigt nur, was 
der wohnungspolitische Alltag zeigt: 
Der Bürger wird im wahrsten  Sinne 
des Wortes für dumm verkauft, neue 
Gesetze wie beispielsweise das zur 
energetischen Sanierung sind Ge-
schenke an die Vermieter und wer-
den ausschließlich auf dem Rücken 
und dem Geldbeutel der Mieter aus-
getragen, Ergebnisse und Zukunft 
des Sozialen Wohnungsbau werden 
ausgehebelt und verschiedenes an-
dere mehr. 
Anders als I. Höltmann sind aber für 
mich die Interviewfragen ausreichend 
konkret gestellt. Interessant sind 
doch die Antworten der Abgeordne-
ten! Als mündiger Bürger kann ich 
deren Einordnung sehr gut selber 
vornehmen. Die Abgeordneten la-
vieren sich gezielt um konkrete Ant-
worten herum und stellen sich und 
ihrer Politik in punkto Mieterbelange 
ein Armutszeugnis aus. Sie machen 
nur zu deutlich, dass wir Mieter von 
ihrer Seite keine Unterstützung zu 
erwarten haben. Unsere Chance ist, 
dass wir uns in (parteilosen) Gremien 
organisieren, die unsere Mieterinter-
essen vertreten und tätig werden, 
be vor das Kind in den Brunnen ge-
fallen ist.
Dr. A. Peller per E-Mail

Betr.: MieterMagazin 7+8/2011, 
Seite 14, Jens Sethmann: „Wohnen 
wo andere Urlaub machen – Urlaub 
machen, wo andere wohnen“

Keine Sprachpanscherei 

Auf die Gefahr hin, als kleinkariert 
oder nicht weltmännisch hingestellt 
zu werden, ist es mir ein Bedürfnis, 
der zunehmenden Sprachpanscherei 
auch im MieterMagazin entgegen-
zutreten. Warum verdirbt der Autor 
des Titel-Themas „Wohnen, wo an-
dere Urlaub machen“ seinen guten 
Artikel mit einer nicht unerheblichen 
Anzahl englischer Begriffe wie „Hot-
spots“ und „Open-Air-Party“, ob-
wohl es dafür entsprechende deut-
sche Wörter gibt? 
Sollten diese nicht (mehr) geläufig 
sein, so wird einem auf der Internet-
seite des Vereins Deutsche Sprache 
weitergeholfen. 
R. Schröder per E-Mail

Betr.: MieterMagazin 10/2011, 
 Titel, Seite 14: „Checken Sie Ihre 
Mieterhöhung! Die 10 häufigsten 
Vermieterfehler“

Fremdsprachenkorrespondenz

Ich bin sehr gespannt, von Ihnen zu 
erfahren, warum auch Sie nun als 
deutscher Mieterverein mit Ihren 
Mitgliedern in englischer Sprache 
verkehren: Es geht um „Checken Sie 
Ihre Mieterhöhung“ auf der Titelsei-
te und auf Seite 14 Ihres Magazins. 
Warum nicht „überprüfen“? Ich 
könnte mir vorstellen, dass ein gro-
ßer Teil Ihrer Mitglieder nicht der 
englischen Sprache mächtig ist.
G. Erdmann per E-Mail
Die Darstellung, der  Mieterverein 
würde „mit seinen Mitgliedern in 
englischer Sprache verkehren“, 
scheint uns anhand des  genannten 
Beispiels etwas überspitzt. Das 
Wort „checken“ ist den Allermeisten 
auch ohne englische Sprachbildung 
geläufig. Dahingestellt sei, ob sich 
das deutsche Wort  „überprüfen“ 
nicht schöner anhört. Das scheint 
uns aber eher eine Frage des per-
sönlichen Geschmacks als eine der 
Verständlichkeit zu sein. 
Wir stellen das Thema gerne zur 
 Diskussion.
Die Redaktion

Betr.: MieterMagazin 11/2011, 
Seite 19, Udo Hildenstab: 
„Gagfah – Heuschrecke 
auf Schlingerkurs“

Schrei zum Himmel

Ihr Beitrag veranlasst mich zu einer 
Ergänzung. Sie schreiben, die BfA 
habe die Gagfah auf Betreiben des 
damaligen SPD-Bundesfinanzminis-
ters Hans Eichel an die US-Fondsge-
sellschaft Fortress verkauft. Richtig 
ist, dass bereits unter der Regierung 
Kohl auf Betreiben des damaligen 
Arbeits- und Sozialministers Norbert 
Blüm die Gagfah verkauft werden 
sollte und in der Folge ein Gesetz 
zum Verkauf der Gagfah geschaffen 
wurde. 
Es kam dann nicht zu dem Verkauf, 
weil die SPD vehement dagegen war. 
Das Gesetz aber blieb bestehen und 
lag erstmal auf Eis. Danach sollte 
die Gagfah später noch einmal ver-
kauft werden, auch das kam nicht 
zustande, bis dann 2004 unglückli-
cherweise der Verkauf beschlossen 
wurde, und das ausgerechnet an 
Fortress. 
Was Fortress aus diesem  gesunden, 
stabilen und soliden Unternehmen 
gemacht hat, welches in ein paar 
Jahren sein 100-jähriges  Bestehen 
feiern könnte, ist ein Skandal, der 
zum Himmel schreit. Ich war lang-
jährige Mitarbeiterin der Gagfah 
– gottseidank noch zu anderen Zei-
ten – und habe nicht  geglaubt, ei -
nes Tages mal um meine Betriebs-
ren te bangen zu müssen.
Name der Redaktion bekannt
MieterMagazin 12/2011
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Bitte beachten! 
Die Hauptgeschäftsstelle ist umgezogen
Neue Adresse: 
Spichernstraße 1, 10777 Berlin 
(Höhe Schaperstraße/Geisbergstraße), 

 rollstuhlgerechter Zugang im Erdgeschoss  
Öffnungszeiten (nicht Rechtsberatung): 
Mo, Di, Mi 9 - 17 Uhr, Do 9 - 19 Uhr, Fr 9 - 15 Uhr
Rechtsberatung: Mo, Di, Mi, Do 17 - 18 Uhr

Die Telefoneinwahl bleibt unverändert: S 226 26-0. 
Auch alle bestehenden E-Mail-Adressen und Faxnum-
mern stehen weiterhin unverändert zur Verfügung. 
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Verkehrsverbindungen: u Spichernstraße (U 3, U 9), 
Bus 204 (Haltestelle U-Bhf. Spichernstraße). 
Nächster i ist Zoologischer Garten 
(in 3 Minuten mit der U 9 erreichbar). 
Gut zu wissen
Beratungen zu Weihnachten und Neujahr 2011/2012
Alle Beratungsstellen des Berliner Mietervereins bleiben in der 
Woche zwischen Weihnachten und Neujahr geschlossen. Nur 
die Beratungszentren und die Hauptgeschäftsstelle sind von 
Dienstag, dem 27. Dezember, bis einschließlich Freitag, dem 
30. Dezember 2011, zu den üblichen Zeiten geöffnet. Auch die 
Telefonberatung findet an diesen Tagen von 13 bis 16 Uhr statt.
Weitere Auskünfte zu den Beratungsstellen erhalten Sie 
über unser Servicetelefon: S 226 260.

BMV-Infoblätter im Internet
Als Mitglied des Berliner Mietervereins stehen Ihnen die BMV-
Infoblätter im Internet unter www.berliner-mieterverein.de 
zum Abruf und Download bereit. 
Bitte geben Sie als Benutzernamen Mitglied ein,
das Passwort lautet diesen Monat: Stadtbild

Änderung Ihrer persönlichen Daten
Ihre Anschrift, Ihre Kontoverbindung oder Ihr Nachname hat 
sich geändert? Sie können im Internet die persönlichen Daten 
Ihrer Mitgliedschaft ändern und dem Berliner Mieterverein 
online mitteilen: https://service.berliner-mieterverein.de/service
ieterMagazin 12/2011
Verständlich der Unmut, den zwei MieterMagazin-
Leser in der letzten und in dieser Ausgabe äußern: 
Warum, fragen sie, sieht eine Partei im Angesicht 
der Wahlen „Handlungsbedarf“ in der Wohnungs-
politik, nachdem sie zehn Jahre lang Berlin regiert 
hat? Es kommt noch doller: Nachdem die Wahlen 
gewonnen sind und diese Partei die Regierung mit 
neuem Partner fortsetzt, ist der Handlungsbedarf 
wieder auf Miniaturformat geschrumpft: Die Ergeb-
nisse der Koalitionsvereinbarungen zwischen SPD 
und CDU lassen für die Mieter der Stadt und die 
Entwicklung der Wohnungssituation nicht viel er-
warten. Wir werden also in der Pflicht bleiben und 
weiter Mieterinteressen mit guten Argumenten und 
noch mehr Nachdruck vertreten müssen. 
Auf ein Neues also!

Vorstand und Geschäftsführung des Berliner Mie-
ter vereins sowie die Redaktion des MieterMagazin 
wünschen Ihnen schöne Weihnachtstage und einen 
guten Start in das neue Jahr.

Auf ein Neues!
Anfang November, in den ersten Tagen nach 
dem Umzug, war unsere Hauptgeschäftsstelle 
zeitweilig telefonisch und per E-Mail nicht er -
reichbar, weil unser Telefonanbieter nicht in der 
Lage war, den verwendeten Telefonanschluss 
an der neuen Adresse zu schalten. Der Mieter-
verein musste wechseln, mit den allseits be-
kannten Problemen. Zwischenzeitlich sind diese 
Störungen behoben worden. Wir bedauern das 
Malheur und bitten nachträglich nochmals um 
Ihr Verständnis.

Reiner Wild
Geschäftsführer
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Vorstandssprechstunde 
Der ehrenamtliche Vorstand des Berliner Mietervereins 
bietet an jedem dritten Montag im Monat eine Sprech-
stunde für Mitglieder von 17 bis 19 Uhr an. Gerne stellt 
sich der Vorstand den Fragen oder An regungen der 
Mitglieder. Die nächsten Termine sind: Montag, 19. De-
zember 2011 und Montag, 16. Januar 2012.

Eine Anmeldung ist bis 14 Tage vor dem Termin 
unter S 226 26-120 erforderlich.

Edwin Massalsky (Vorsitzender), 
Eugen Koch (Schatzmeister), 
Dr. Regine Grabowski (Schriftführerin)
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Panorama

m Brecheisen

Denkmal-„Pflege“ 
der Deutsche Woh-
nen: Um beharr-
liche Mieter wurde 
herumsaniert
Hufeisensiedlung

denkmalschutz mit de

Auf den titel „Weltkulturerbe“ sind 
viele Mieter der Hufeisensiedlung 
nicht mehr gut zu sprechen. im Zu­
ge der denkmalgerechten fassaden­
instandsetzung wollte das unter­
nehmen „deutsche Wohnen Ag“ 
ihnen die Verglasungen der Balko­
ne ersatzlos entfernen. Wer sich 
dagegen wehrte, muss bis heute 
mit einem halbfertig sanierten Bal­
kon leben.
„
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Seit 2008 zählt die Hufeisensiedlung 
in Britz zum  UNESCO-Welterbe. 

„Seitdem ist nichts mehr, wie es war“, 
sagt eine Mieterin aus der Fritz-Reu -
ter-Allee. Seit 2009 saniert die Deut-
sche Wohnen mit über 2,9 Millionen 
Euro Fördergeldern ihren dortigen 
Mietwohnungsbestand. Ziel ist eine 
„behutsame Zurückführung zum ur-
sprünglichen Erscheinungsbild“.
Mit den betroffenen Mietern geht 
die Deutsche Wohnen indessen we-
nig behutsam um. Bei der Fassaden-
instandsetzung der dreigeschossigen 
Zeilenbauten an der Fritz-Reuter-Al-
lee, der sogenannten roten Front, 
versuchte sie, den Rückbau aller Bal-
konverglasungen durchzusetzen, 
angeblich weil dies für die Durch-
führung der Arbeiten notwendig sei. 
Ein anschlie ßender Wiedereinbau 
sei aus denkmalpflegerischen Grün-
den nicht zulässig, weil die Balkone 
ursprünglich alle offen waren. Die 
meisten Mieter nahmen das zähne-
knirschend hin. Elf Mietparteien, die 
ihren voll- oder teilverglasten  Bal kon 
behalten wollten, weil sie ihn schließ-
lich so angemietet hatten,  wur den 
auf Duldung verklagt. Erfolglos, 
denn vor Gericht wurde gutachter-
lich nachgewiesen, dass das Entfer-
nen der Verglasungen für die Durch-
führung der Instandsetzung nicht 
notwendig ist. Die Balkonfenster 
dürfen also bleiben. 
Daraufhin hat die Deutsche Woh-
nen um die wehrhaften Mieter her-
umsaniert. Während die Fassade in 
frischem Rot erstrahlt, blieben die 
Balkonwände bei ihnen bis heute 
unsaniert und teilweise unverputzt. 
Solange die Fenster drin sind, wer-
den die Fassaden nicht saniert“, be-
kräftigt Deutsche-Wohnen-Spreche-
rin Manuela Damianakis.
Die Mieter fühlen sich nun persön-
lich benachteiligt und ungleich be-
handelt. Für das angestrebte ein-
heitliche Erscheinungsbild ist das 
jetzige Stückwerk auch nicht gera-
de dienlich.
Mit Hinweis auf die Einheitlichkeit 
der Hufeisensiedlung will die Deut-
sche Wohnen den Mietern auch 
das Anbringen von Rollläden und 
Markisen verbieten. Markisen wären 
für die nun offenen Balkone ein will-
kommener Schutz, weil sie auf der 
Westseite liegen und Schlagregen 
schon für so manche Überschwem-
mung gesorgt hat. Nur über den 
Bal konen der obersten Etage sind 
farblich auf die Fassade abgestimm-
te Markisen zulässig. 
Bei sich selbst nimmt die Deutsche 
Wohnen es mit dem Denkmalschutz 
nicht so genau: Ihr Service-Point 
am Hufeisenteich hat einen großen 
verglasten Anbau, der ursprünglich 
auch nicht vorhanden war. Er wurde 
in den 80er Jahren genehmigt und 
bleibe deshalb bestehen, erklärt Ma-
nuela Damianakis. „Wir sind keine 
fanatischen Denkmalpfleger.“
„Warum wird hier mit zweierlei Maß 
gemessen?“, fragen sich die Mieter. 
Das Landesdenkmalamt sieht darin 
keinen Widerspruch: Sie zeichnete 
im November die Deutsche Wohnen 
mit der Ferdinand-von-Quast-Me-
daille 2011 für besondere Verdienste 
um die Denkmalpflege aus.
Jens Sethmann 
der MietrecHtstipp

nebenkostenabrechnung: 
fristen für Mieter und 

Vermieter
Vielen Mietern ist die Jahres-Ausschlussfrist be-

kannt, nach der gemäß Paragraf 556 Absatz 3 
Satz 3 BGB ein  Vermieter Nachforderungen aus Be-

triebs- und Heizkostenab rech nungen dann nicht mehr 
beitreiben kann, wenn zwölf Monate seit dem Ende der 
Abrechnungsperiode verstri chen sind. Weniger bekannt 
ist hingegen, dass nach Pa ragraf 556 Absatz 3 Satz 5 
BGB der Mieter dann keine Einwendungen gegen die 
Abrechnung mehr erheben kann, wenn seit dem Zu-
gang zwölf Monate vergangen sind. Immer gilt jedoch, 
dass beide Fristen dann nicht greifen, wenn Mieter oder 
Vermieter die Verspätung nicht zu vertreten haben. Die 
rei ne Unkenntnis der Rechtslage gehört aber für  beide 
Seiten nicht dazu. Mit Ablauf der Einwendungsfrist gilt 
die Betriebs- und Heizkostenabrechnung als unwider-
leglich, selbst wenn dabei Kosten umgelegt werden, die 
nach dem Mietvertrag nicht vereinbart worden waren. 
mr
MieterMagazin 12/2011
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die städte sind zu laut

Als das umweltbundesamt und der 
Arbeitsring lärm der deutschen 
gesellschaft für Akustik kürzlich 
in Berlin eine öffentliche tagung 
zum thema „lärm in der stadt“ 
veranstalteten, wählten sie eine 
der ruhigsten straßen Berlins als 
tagungs ort. in den Ministergärten 
ist nur selten Verkehr. Woanders ist 
die Hauptstadt deutlich lauter: in 
einem städtelärm­ranking belegt 
sie den 6. platz.

Als das „Fraunhofer-Institut für Bau-
physik“ im Auftrag der gemeinnüt-
zigen Geers-Stiftung die Lärmbelas-
tung von 27 deutschen Großstädten 
untersuchte, dienten als Basis die 
Lärmkarten, die seit 2007 von den 
MieterMagazin 12/2011

„

Mit Erfolg wehrte 
sich das Ehepaar 
Liebig-Gleibs gegen 
die ungerechtfertig-
ten Schadenersatz-
forderungen der 
Degewo
Städten erstellt werden. Getrennte 
Lärmkarten für Straßen-, Schienen- 
und Fluglärm sowie Industrie- und 
Gewerbelärm wurden zusammenge-
fasst. Der Straßenlärm erwies sich 
dabei als die Lärmquelle mit der 
größ ten Flächenwirkung. 
Dem Ranking zugrunde liegt der 
prozentuale Anteil der Gesamt-
fläche einer Stadt, der innerhalb 
von 24 Stunden mit einem Lärm-
pegel von mehr als 55 db(A) be-
lastet ist. Größere Städte sind da-
bei nicht zwangsläufig auch die lau-
testen. Rückzugsgebiete wie Parks 
oder Grünflächen beeinflussen das 
Ranking positiv. Hannover liegt mit 
69,4 Prozent be lasteter Stadtfläche 
an der Spitze. Es folgen Frankfurt 
as gute end
am Main, Nürnberg, Bonn und Köln. 
Berlin be legt mit 50,9 Prozent den 6. 
Platz. Der Mittelwert der untersuch-
ten Städte liegt bei 43 Prozent – ein 
erschreckendes Ergebnis. Dr. Philip 
Leistner, Leiter der Studie: „Das ver-
deutlicht das Ausmaß der Heraus-
forderung, vor der wir stehen und 
die noch Generationen beschäftigen 
wird.“ Noch immer gilt: Lärm macht 
krank.                     Rainer Bratfisch

„Lärm in meinem 
Leben“: Zeichnung 
der Schülerin Cha-

ris Wolf von der 
Anne-Frank-Real-
schule in Stuttgart
e 
fast 40 Jahre lang war Barbara lie­
big­gleibs Mieterin der Wohnungs­
baugesellschaft degewo. Aus die­
ser Zeit hat sie fünf dicke Aktenord­
ner mit schriftverkehr. Mehrfach 
wurde sie vor gericht gezerrt. doch 
was sich nach ihrem Auszug ab­
spielte, übertraf ihre schlimmsten 
Befürchtungen. 

recHtsstreit Mit der degeWo

erst das dicke, dann d

Der Ärger be-
gann Anfang 
2008 mit der 
Modernisierung 
der Häuser in 
der Alboinstra-
ße in Tempelhof. 
Weil Barbara 
Lie big-Gleibs ihr 
Bad selber mo-
dernisiert  hatte 
– mit Genehmi-

gung der Degewo –, erteilte sie auf 
Anraten des Berliner  Mietervereins 
(BMV) nur eine Teilzustimmung. 
Die wollten mein Bad zusammen-
kloppen und dann den Standard 
schaffen, den ich schon hatte“, em-
pört sich die Mieterin. Irgendwann 
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beschloss die Degewo, gar nichts 
mehr in der Wohnung zu machen. 
Die angefangenen Arbeiten  wur -
den einfach abgebrochen. „Ich  ha-
be fast drei Jahre lang in einem Zu-
stand ständiger Baubereitschaft ver-
bracht“, sagt sie. Die nervlich ange-
schlagene Mieterin und ihr Mann 
entschlossen sich zum Auszug. 
Bei der Wohnungsabnahme mit dem 
Hauswart Ende April 2010 gab es 
keinerlei Beanstandungen. Daher 
war das Ehepaar fassungslos, als ei-
ne Woche später eine lange Män-
gel liste kam, mit der Aufforderung, 
sämtliche Einbauten zu entfernen. 
In dem Schreiben wurde zudem be-
hauptet, sie seien zum  vereinbarten 
Abnahmetermin nicht erschienen 
und hätten den Schlüssel in den 
Briefkasten geworfen. „Eine glat-
te Lüge – zum Glück hatte ich Zeu-
gen dabei“, so die Mieterin. Trotz-
dem wurde sie auf 3250 Euro Scha-
denersatz verklagt: Malerarbeiten, 
die Demontage der alten Heizkörper 
und Arbeiten an der  Elektroanlage. 

„Das ist natürlich absurd, das sind 
Instandsetzungsarbeiten“, sagt dazu 
ihre Rechtsanwältin, Dr. Catharina 
Kunze. Dazu kommt, dass die Miete-
rin wegen eines starren Fristenplans 
im Mietvertrag gar nicht zur Durch-
führung von  Schönheitsreparatu ren 
verpflichtet war. 
Dass auch die For derung der Dege-
wo nach Entfer nung der Einbauten 
jeglicher Grundlage entbehrt,  stellte
sich einige Ta ge vor dem Gerichts-
termin heraus. Durch Zufall  erfuhr 
Barbara Liebig-Gleibs von  ihrer 
Nach mieterin, dass diese  sämtliche 
Einbauten übernommen hatte. Die 
Wohnung war im ursprünglichen Zu-
stand neu vermietet worden. „Meine 
Investitio nen hat die Degewo ohne 
eigenen Kostenaufwand sich selbst 
zugute gerechnet“, ärgert sie sich. 
Mit diesen Tatsachen konfrontiert, 
ließ sich die Degewo auf einen Ver-
gleich ein. Sechs Siebtel der Gerichts-
kosten muss sie übernehmen, ihre 
Schadensersatzansprüche zog sie zu-
rück. Die Mieter sind überglücklich, 
dass dieses Kapitel nun endlich ab-
geschlossen ist. „Ohne den Mieter-
verein im Rücken hätten wir es nicht 
geschafft“, sagen sie.      Birgit Leiß 
7
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Vögel können 
Glasscheiben 
nicht als Hinder-
nis erkennen
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Vogelschutz

tödliche glasflächen

Vögel können Fenster oder  andere 
glasflächen oft nicht rechtzeitig 
als hindernis erkennen, insbeson­
dere, wenn sich Bäume, sträucher 
oder der himmel im glas spiegeln. 
Nach schätzungen von Fachleuten 
kommen europaweit täglich etwa 
240 000 tiere durch den sogenann­
ten Vogelschlag ums leben. Die In­
dustrie hat sich darauf eingestellt 
und bietet Beschichtungen, Aufkle­
ber und ähnliches an – mit unter­
schiedlichen Wirkungen.

Fenster, verglaste Wintergärten und 
Bus- und Bahnhaltestellen, Hoch-
häuser mit Stahl-Glas-Fassaden und 
transparente Schallschutzwände an 
Straßen und Autobahnen können für 
Vögel zur tödlichen Falle werden. 
„Die aufgeklebten Silhouetten von 
Greifvögeln, die man oft findet, 
nüt zen so gut wie nichts“, ist sich 
der Naturschutzbund Deutschland 
(NABU) sicher. Er empfiehlt, Glas-
scheiben mit Mustern zu versehen. 
8

Vorbildlich: E
 Die energetische 

Sanierung der 
Bauten an der 

Zobeltitzstraße/
Am Doggelhof
Wirkungsvoll sind aufgemalte oder 
aufgeklebte, mindestens zwei Zen-
timeter breite senkrechte Streifen 
im Abstand von maximal zehn Zenti-
metern. Da das am heimischen Kü-
chen- und Wohnzimmerfenster äs-
thetischen Ansprüchen in aller Regel 
nicht gerecht wird, suchen tierlie-
bende Mieter immer wieder nach Al-
ternativen.
Zum Preis von 12,90 Euro bietet ein 
Onlineshop den „Birdpen“ an, ei-
nen Filzstift, mit dem farblose und 
transparente Markierungen auf Glas-
flächen aufgebracht werden kön-
nen. Diese müssen allerdings nach je-
dem Fensterputzen erneuert werden. 
Weiter gibt es den transparenten 
„Birdsticker“. Er kostet im Fünfer-
Pack 19,90 Euro und wird auf die 
Scheibe geklebt. Beide Produkte ab -
sorbieren UV-Licht, das so entste-
hende Muster soll von den Vögeln 
als Hindernis erkannt werden. Das 

„Zertifikat“ des Anbieters ist aller-
dings nicht sehr aussagekräftig, der 
INIckeNDorF
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Gutachter – von Ornithologen als 
„Kauz“ bezeichnet – ist inzwischen 
verstorben und die abschreckende 
Wirkung von UV-markierten Flächen 
unter Wissenschaftlern umstritten. 
Der NABU rät, Fenster von innen 
mit Gardinen, Jalousien, Rollos, La-
mellen vorhängen, Dekorationen und 
Glasmalereien für die Vögel erkenn-
bar zu machen. Futterhäuschen und 
Nist kästen sollten nicht in der Nähe 
von großen Fenstern oder einer ver-
glasten Veranda angebracht werden. 
Bei Neuverglasungen ist das Vogel-
schutzglas Ornilux zu empfehlen.
Rainer Bratfisch

 „Glasflächen 
und Vogelschutz“, 
herausgegeben 
vom  Landesbund 
für Vogelschutz 
in Bayern e.V. 
und NABU-
Bundesverband, 
1. Auflage 2010
Bestellungen: 
info@lbv.de, 
Preis: 2 Euro 
plus Versand, 
2. Auflage 2011 
(nur online): 
www.nabu.de
eNergetIsche sANIeruNg IN re

Mit gutem Beispiel vo

Die charlottenburger Baugenossen­
schaft hat wieder mal ein Vorzeige­
objekt in sachen energetische sa­
nie rung abgeliefert. 422 tonnen 
kohlendioxid werden nach der Mo­
dernisierung von 356 Wohnungen 
in reinickendorf jährlich eingespart 
– bei fast gleich bleibender Warm­
miete. 

Mitte Oktober wurde die  Sanierung 
der 50er-Jahre-Bauten in der Zobel-
titzstraße/Am Doggelhof abgeschlos -
sen. Zum umfassenden Konzept ge-
hören nicht nur eine Wärmedäm-
mung und neue Fenster, sondern 
auch drei von der Berliner Energie-
agentur installierte und betriebene 
Blockheizkraftwerke (BHKW). Sie 
decken 70 Prozent des Wärmebe-
darfs, bei großer Kälte springen zu -
sätzlich Brennwertkessel an. 
Innovativ, so heißt es bei der Genos-
sen schaft, sei auch die Stromversor-
gung. Die Mieter beziehen den 
durch die BHKW erzeugten Strom 
direkt bei der Berliner Energieagen-
tur zu ei nem günstigen  „Kieztarif“. 
Der Mo dernisierungszuschlag be-
trägt 88 Cent pro Quadratmeter, 
durch Einsparungen bei Heizung, 
Wasser und Strom bleibt die Ge-
samtmiete nach Angaben der Ge-
nossenschaft „nahezu stabil“. 
Möglich wurde dies zum einen 
durch Fördermittel der Investitions-
bank Berlin. Zum anderen wurden 
die BHKW-Anlagen komplett von 
der Energieagentur finanziert und 
somit nicht auf die Miete umgelegt. 
Anders als im Spandauer Schwendy-
weg, wo die Charlottenburger Bau-
genossenschaft ebenfalls eine warm -
mietenneutrale Sanierung durchge-
führt hat, wurde in Reinickendorf 
keine Solaranlage auf das Dach 
ge setzt. Wegen der Verschattung 
durch Bäume wäre das unwirtschaft-
lich gewesen, heißt es dazu. 
Birgit Leiß 
MieterMagazin 12/2011
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Die koalitionsverhandlungen von 
sPD und cDu zu den themen stadt­
entwicklung und Mieten zogen sich 
über drei tage hin. Die ergebnisse 
können Mieter nicht zufriedenstel­
len. Nennenswerte Impulse für eine 
soziale Wohnungspolitik sind von 
rot­schwarz nicht zu erwarten.

Zu Beginn der Unterredungen über-
gaben Mieterinitiativen den Verhand-
lungsführern Christian Gaebler (SPD) 
und Bernd Krömer (CDU) ein Dos-
sier über die aktuellen Probleme 
auf dem Berliner Wohnungsmarkt. 
Die Forderungen der Mieter nach 
 einem „wohnungspolitischen Sofort-
programm“, das unter anderem ein 
Mietsteigerungsmoratorium für die 
landeseigenen Wohnungsbaugesell-
schaften und eine Begrenzung der 
Neuvermietungsmieten enthält, fan-
den in den Koalitionsverhandlungen 
jedoch keinen Widerhall.
Der neue Senat will den Bestand an 
öffentlichen Wohnungen in den kom-
menden fünf Jahren von 270 000 
auf 300 000 erhöhen. Die landesei-
genen Wohnungsbaugesellschaften 
sollen einerseits stärker in die Pflicht 
genommen werden, auch  günstige 
Mieten anzubieten, andererseits soll 
ihnen aber auch die Freiheit gege-
ben werden, an bestimmten  Stellen 
höhere Mieten als bisher zu nehmen. 
Das wird die soziale Spaltung der 
Stadt in arme und reiche Viertel mit-
hilfe der Landesunternehmen eher 
vertiefen.
Zur Entspannung des Wohnungs-
markts sollen jährlich 6000 Woh-
nungen neu gebaut werden. Das 
sind rund doppelt so viele wie in den 
letzten Jahren entstanden sind. Um 
zu erreichen, dass auch Wohnungen 
mit niedrigen Mieten gebaut wer-
den, sollen sowohl die landeseige-
nen  Wohnungsbaugesellschaften 
als auch private  Baugesellschaften 
verbilligtes oder sogar kostenloses 
Bauland aus dem Liegenschafts-
fonds erhalten. Die Notwendigkeit 
eines stärkeren Wohnungsneubaus 
ist unumstritten. Mietpreisdämpfen-
de Effekte darf man sich davon aber 
MieterMagazin 12/2011
nicht versprechen. Zur Schaffung 
neuen Wohnraums soll der Denk-
malschutz gelockert werden, um 
den Ausbau von Dachgeschossen zu 
ermöglichen. Energetische Sanierun-
gen an Baudenkmalen sollen eben-
so erleichtert werden. Um den bar-
rierefreien Umbau von Wohnhäu-
sern voranzubringen, beabsichtigt 
Rot-Schwarz auch das Baurecht zu 
vereinfachen.
Die neue Koalition will sich, wie 
schon Rot-Rot, im Bundesrat  dafür 
einsetzen, dass die Mieten nicht 
mehr innerhalb von drei Jahren um 
20 Prozent, sondern in vier Jahren 
um 15 Prozent erhöht werden dür-
fen und die Modernisierungsumlage 
von elf auf neun Prozent abgesenkt 
wird. Wenn sich die Koalition dafür 
jedoch nicht erheblich mehr ins Zeug 
legt als die Vorgängerregierung, wird 
ihre Bundesratsinitiative wohl kaum 
Erfolg haben.
Sofortmaßnahmen gegen die Zweck-
entfremdung von Wohnraum, insbe-
sondere als Ferienwohnungen, wird 
es nicht geben. Die neue Regierung 
will das Problem zunächst analysie-
ren.
Geeinigt hat man sich auf die Fort-
führung des Quartiersmanagement-
Programms „Soziale Stadt“. Die Fi -
nanzierung des Programms hängt 
aber von der Bundesregierung ab. 
Um die hohen Wasserpreise zu be-
kämpfen, will man neue Verträge 
mit den Miteigentümern der Was-
serbetriebe, RWE und Veolia, aus-
handeln. Eine Rekommunalisierung 
wird nicht angestrebt. 
Jens Sethmann

Mieterinitiativen 
machten anlässlich 
der Koalitionsver-

handlungen im 
Roten Rathaus auf 

ihre Forderungen 
aufmerksam
Der VerANstAltuNgstIPP 

Wohnen am existenzminimum
Die Visionäre des Sozialen Wohnungsbaus fragten sich 
in den 20er Jahren noch, wie die Wohnsituation von 
Arbeiterfamilien zu verbessern wäre, die in Großstädten 
auf engstem Raum, eingepfercht in Mietskasernen mit 
fragwürdigen hygienischen Bedingungen ihr Dasein fris-
teten. Heute, in Zeiten von Hartz IV, hat sich die Frage 
von Behördenseite in ihr Gegenteil verkehrt: Mit wie we-
nig Wohnraum kommt ein Mensch aus, ohne gegen sei-
ne Lebensumstände aufzubegehren? Im Gegensatz zu 
den Beschwichtigungsfloskeln des Senats zeigen Woh-
nungsmarktstudien eine Mietpreisentwicklung in stadt-
nahen Bezirken, die die Abwanderung einkommens-
schwacher Bevölkerungsteile an den Stadtrand nach sich 
zieht. Das Problem der sozialen Entmischung in den Me-
tropolen ist ein weltweites: Ilka und Andreas Ruby laden 
daher mit Unterstützung der Rosa-Luxemburg-Stiftung 
internationale Experten zum Architektursymposion, mit 
dem Ziel, neue Visionen für kostengünstiges Wohnen in 
Innenstadtlagen zu entwickeln. Der Eintritt ist frei.
Elke Koepping

L 10. Dezember 2011, 
19 Uhr, 11. Dezember 

13 bis 21 Uhr: „Min to 
Max. Internationales 

 Architektursymposium 
zur Redefinition 

der Woh nung für 
das Exis tenzminimum“ 
im HAU1, Stresemann-

straße 29, 10963 Berlin, 
S 25 90 04 27 

Um Anmeldung unter 
registration@min2max.

org wird gebeten. 
Weitere Informa-

tionen im Internet:
www.min2max.org
9
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scounter

In Prenzlauer 
Berg setzt Lidl 

Wohnungen auf 
das Laden-Dach
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LidL aLs Vermieter

Kein discount beim di

erst kamen die Pürierstäbe und Fern­
seher, dann die Handys und Fern­
reisen, und nun hat der discounter 
Lidl sein sortiment auch auf miet­
wohnungen erweitert.

In der Bornholmer Straße in Prenz-
lauer Berg entstehen derzeit acht 
Wohnungen auf dem Dach des frisch 
eröffneten Lidl-Marktes. Etwa 30 
Wohnungen sollen darüber hinaus 
zusammen mit einer weiteren Lidl-
Filiale in der Prenzlauer Allee gebaut 
werden. Dort klafft derzeit noch ei-
ne Baulücke, die durch Markt und 
Wohnungen als Blockrandbebauung 
geschlossen werden soll.
„Das Dach des Lidl-Marktes wird 
begrünt, die acht Wohnungen mit 
Terrassen und Atrien sind in  diese 
Grünfläche integriert“, sagt Lidl-
Sprecher Stephan Krückel zu dem 
Projekt in der Bornholmer Straße. 
Das Obergeschoss verfüge über ei -
ne separate, vom Lidl-Markt unab-
hängige Erschließung. „Die Fertig-
stellung ist für das Jahresende avi-
siert.“ Zu den Plänen in der Prenz-
lauer Allee mag er sich nicht genauer 
äußern, da diese noch in einer sehr 
frühen und damit noch nicht ver-
bindlichen Entwicklungsphase steck-
ten. 
Auch die Höhe der Mieten in der 
Bornholmer Straße verrät Krückel 
nicht. Zu „marktüblichen Preisen“ 
solle man auf dem Dach des Dis-
counters residieren können, sagt er. 
Als Vermieter will Lidl also nicht un-
bedingt günstiger sein als die Kon-
kurrenz. Sobald eine Besichtigung 
der Wohnungen möglich sei, wer-
den sie laut Krückel auf dem freien 
Markt angeboten. Bis dahin bleibt 
die Frage der Miete offen.
Etwas anders ist die Sache im baye-
rischen Tegernsee gelaufen, wo Lidl 
ebenfalls Wohnungen bauen ließ. 
Dort hat der örtliche Stadtrat die Ge -
währung der Baugenehmigung an 
die Zusage des Filialisten geknüpft, 
die Wohnungen günstig an  sozial 
schwächer Gestellte zu  vermieten. 

„17 Wohnungen für 6,50 Euro pro 
Quadratmeter Kaltmiete sind so ent-
10
standen“, erzählt Stadtratsmitglied 
Anton Staudacher (CSU). Auf dem 
freien Markt koste es in Te gernsee 
sonst locker das Doppelte. „Die 
Kommune darf die Mieter mit aus-
suchen und kann somit sicherstellen, 
dass wirklich Bedürftige von diesen 
Konditionen profitieren.“
Möglich wurde die spezielle Rege-
lung laut des Tegernseer Lokalpoli-
tikers durch zwei besondere Vorbe-
dingungen: Zum einen gehörte das 
Grundstück, das Lidl kaufen und 
be bauen wollte, der Stadt. In Prenz-
lauer Berg war das nicht der Fall. 
Zum anderen gab es in Tegernsee 
schon einmal einen Bürgerentscheid 
gegen den Bau einer Lidl-Filiale, 
wenn auch an einer anderen  Stelle. 
„Lidl wollte unbedingt nach Tegern-
see, so ist es zu dieser Absprache 
gekommen“, sagt Staudacher. Ei-
ne rechtliche Grundlage hätte der 
Stadtrat für das Stellen von Bedin-
gungen im Prinzip nicht gehabt.  Ei-
ne vergleichbare Vereinbarung – so 
der zuständige Stadtrat in Pankow – 
konn te für den Neubau in Prenzlauer 
Berg, wo bezahlbarer Wohnraum in 
hohem Maße Mangelware ist, zwi-
schen Bezirk und Discounter deshalb 
nicht getroffen werden. 
Obwohl das doppelte Engagement 
Lidls in Berlin sowie das in Tegern-
see es nahe legen – der große Ein-
stieg ins Immobiliengeschäft sind 
die Baumaßnahmen nicht. Nur in 
Ausnahmefällen errichte der Dis-
counter Wohnungen, sagt Sprecher 
Krückel. Diese seien dort gegeben, 
wo etwa die baurechtliche  Situation 
am Standort eine mehrgeschossige 
Bebauung vorsehe oder sich die La-
ge für ergänzenden Wohnungsbau 
eigne.             Juliane Wiedemeier
der BucHtiPP

Berliner Geschichte(n) 
kindgerecht
Claudia von Gélieu ist Expertin für die Alltags- und So-
zialgeschichte Berlins im 19. und 20. Jahrhundert. Seit 
über 20 Jahren bietet sie bei „Frauentouren“ historische 
Spaziergänge aus weiblicher Perspektive an. Mit ihrem 
neuen Buch „Wie den Berlinern ein Bär aufgebunden 
wurde“ geht sie Redensarten auf den Grund und bewegt 
sich in kurzweiligen Geschichten vom Mittelalter bis in 
die Jetztzeit Berlins. So erklärt sie, warum die Berliner 

„bis in die Puppen schlafen“, sich höchst ungern „die 
Butter vom Brot nehmen lassen“ und wie der Kurfürs-
tendamm zu seinem Namen kam. Den Mietskasernen 
des 19. Jahrhunderts widmet sie ebenso ein Kapitel wie 
der Hausbesetzerszene im West-Berlin der 80er Jahre, 
stets mit Bezug auf ihre heutige städtebauliche Bedeu-
tung. Die Geschichten sind kindgerecht aufbereitet und 
mit zahlreichen Bildern der Illustratorin Anna Zunterstein 
versehen. Sie bieten aber auch für Erwachsene allerlei 
Neues und Wissenswertes rund um die Stadtgeschichte. 
Zum Vor- oder Selbstlesen – nicht nur für Kinder.
Elke Koepping

L Claudia von 
Gélieu, „Wie den 
Berlinern ein Bär 
aufgebunden 
wurde. Geschichten 
aus Berlin“, Verlag 
Berlin-Brandenburg 
2011, 120 Seiten, 
76 Farbillustratio-
nen, 17,50 Euro 
MieterMagazin 12/2011
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aufwand gerechtferti

seit 1. november gilt eine neue 
trinkwasserverordnung. sie dient 
unter anderem dem schutz vor Le­
gionellen. nach amtlichen schät­
zungen gibt es 6000 bis 30 000 er­
krankungen pro Jahr, etwa  jede 
zehnte könne tödlich verlaufen. 
Beim trinken des Wassers besteht 
keine Gefahr, krankheitsverursa­
chend ist das einatmen – etwa beim 
duschen oder über bestimmte Kli­
maanlagen.

Seit 2001 schon werden alle Schulen, 
Kindergärten oder Krankenhäuser re-
gelmäßig auf Legionellen überprüft. 
Nun sind auch die Hauseigentümer 
in der Pflicht, jährlich ihre Trinkwas-
sererwärmer untersuchen zu lassen. 
In der Vergangenheit war eine Über-
prüfung nur bei konkreten Erkran-
kungsmeldungen erforderlich.
Dabei ist die Gefahr, sich durch Kli-
maanlagen von Büros, Betrieben, Ho -
tels und Fahrzeugen nebst Scheiben-
wisch- und Autowaschanlagen, 
Wohnraumbefeuchtern und Whirl-
pools zu infizieren, nicht minder hoch.
In Krankenhäusern besteht für Legio-
nellenerkrankungen zudem ein vier-
fach höheres Sterberisiko.
Das Umweltbundesamt (UBA) stützt
sich bei seinen Aussagen über Infek-
tionsquellen und -risiken bisher nur 
auf Vermutungen, wie dessen Exper -
te Benedikt Schaefer gegenüber dem
MieterMagazin einräumt. Und auch 
die Sprecherin des Berliner Robert-
Koch-Instituts, Susanne Glasmacher, 
wusste auf die Frage, ob eine jährli-
MieterMagazin 12/2011

Legionellen in 
der Warmwas-
serversorgung: 

Wären präventive 
Maßnahmen nicht 
effektiver als teure 

Kontrollen?
che Prüfung wirklich sinnvoll ist, nur 
zu antworten: „Dazu kann ich wirk-
lich nichts sagen.“ Das verwundert 
insofern, als sich die neue Trinkwas-
serverordnung maßgeblich auf Stu-
dien der beiden Häuser stützt.
Stehen bei all diesen Unwägbarkei-
ten Aufwand und Nutzen in einem 
erträglichen Verhältnis? Die jährli-
chen Gesamtkosten bei den Warm-
wassereinrichtungen in Wohngebäu-
den werden auf 500 Millionen Euro 
geschätzt. In der Betriebskostenab-
rechnung würde sich das auf 25 Eu-
ro pro Mieterhaushalt belaufen. 
Dabei gibt es einfache Mittel, sich 
zu schützen. So empfiehlt Schaefer, 
das Warmwasser einmal täglich auf 
60 Grad Celsius zu erhitzen, um die 
Bakterien abzutöten. Das lässt sich 
auch an den Warmwasserbereitern 
von Mehrfamilienhäusern bewerk-
stelligen. Auch können durch kor-
rekte fachliche Trinkwasser-Ins tal-
lationen Verkeimungen mit Legio-
nellen erfahrungsgemäß sicher ver-
mieden werden.
Nicht nur die Berliner Senatsverwal-
tung sieht die Schwachstellen der 
neuen Regelung. „Viele Länder ha-
ben erkannt, dass die Umsetzung 
der Verordnung schwierig ist“, be-
kennt Regina Kneiding, Sprecherin 
der Gesundheitssenatorin. Der Bund 
hat angekündigt, die Verordnung 
noch einmal zu überdenken. Aller-
dings geht es bisher nur um verein-
fachte Regeln der Anlagenmelde-
pflicht.
Holger Klemm
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urteiLen sie seLBst!

Füße abtreten!
In vielen Ländern Asiens ist es selbstverständ-
lich, aber auch in vielen Berliner Haushalten mit 

„scheckheftgepflegten“ Parkettfußböden sieht 
man es gerne, wenn Besucher vor dem Betreten 
der Wohnung ihre Schuhe ablegen. Freundliche 
Wohnungsbesitzer halten zu diesem Zweck so-
gar Gästehausschuhe bereit. Gehört es bei Be-
suchen nun zum guten Ton, selbst zu fragen, ob 
man die Schuhe abstreifen soll? Ist es in einigen 
Situationen nicht so gar enorm ungehörig,  etwa 
wenn man tennisballgroße Löcher in den Socken 
oder Stinkefüße hat? Regula Söderbaum* je-
den f alls forderte ihren Besucher nicht auf, sei-
ne Schuhe auszuziehen, stellte jedoch nach dem 
Ende des Besuches fest, dass ihr teurer Parkett-
fußboden an der Stelle, an der ihr Gast geses-
sen hatte, völlig zerkratzt war. Zerknirscht gab 
dieser zu, unbemerkt kleine Steinchen unter sei-
nen Sohlen spazierengetragen zu haben – wohl 
auch eine Art, Freunde zu verlieren.  Regula Sö-
derbaum nahm ihn und seine Haftpflichtversi-
cherung auf Schadensbeseitigung in Höhe von 
rund 4000 Euro in Anspruch, mit dem Argu-
ment, dass er diesen Schaden mit einfachem 
Blick unter seine Sohlen hätte voraussehen und 
vermeiden können. Die Versicherung lehnte ab, 
es kam zum Rechtsstreit. Wie hätten Sie ent-
schieden? 
 
Das Amtsgericht Siegburg gab der Haftpflicht-
versicherung des Gastes recht: Das Ausziehen 
der Schuhe sei bei erwachsenen Besuchern in 
Deutschland überwiegend unüblich. Zu den all-
gemeinen Gepflogenheiten gehöre es lediglich, 
die Schuhe vor der Tür ordentlich abzutreten. 
Allenfalls eine Aufforderung durch den Woh-
nungsbesitzer oder besonders schlechte Witte-
rungsbedingungen könnten das Ausziehen der 
Schuhe nötig machen. Eine Aufforderung dazu 
hatte Regula Söderbaum jedoch unterlassen. 
AG Siegburg, 16. Januar 2002 – 4 C 53/01 – 
Elke Koepping

* Name von der Redaktion geändert
11
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Schleppend oder 
gar nicht: Mängel­
beseitigung bei der 
GSW (hier: Frieda­
straße 7 a ­ 7 e)
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GSW in LichtenberG

Druck gegen jahrelang

Über 500 Lichtenberger Wohnun­
gen der privatisierten Wohnungs­
baugesellschaft GSW befinden sich 
in einem schlechten Zustand. Die 
mittlerweile börsennotierte GSW 
hat jahrelang an der instandhaltung 
gespart. nachdem die Mieter das 
Kiezforum Weitlingstraße und das 
bezirksamt eingeschaltet haben, 
gibt sich die GSW gesprächsbereit.

Die sechs betroffenen Wohnblöcke 
in der Frieda­, Meta­, Irenen­ und 
Margaretenstraße sind um 1930 ge ­
baut worden und stehen zum Teil 
unter Denkmalschutz. Die zusam­
mengetragene Mängelliste ist er­
schreckend. An mehreren Stellen 
üllkrieg 
bröckelt der Außenputz großflächig 
ab. Viele Fenster sind undicht, Kü­
chen­ und Badfenster sind teilweise 
nur einfach verglast. Kälte, Feuchtig­
keit und Schimmelbildung sind die 
Folgen. Einige der noch vorhandenen 
Öfen sind schadhaft. Mieter be rich ­
ten von undichten Abzugsrohren und 
versotteten Schornsteinen, beim Hei ­
zen breiten sich manchmal Qualm 
und Gestank aus. Die Wasserleitun­
gen sind überaltert, im Winter kommt 
es gehäuft zu Rohrbrüchen. Auch die 
Elektrik ist störanfällig, in mehreren 
Hausfluren fehlen die  Abdeckungen 
der Kabelschächte, und die Türschließ­
anlagen sind häufig defekt. 
Die Mieter beklagen, dass die GSW 
ihre Mängelanzeigen nur sehr 
schleppend bearbeitet oder sogar 
gänzlich ignoriert. Die GSW­Sach­
bearbeiter seien ebenso schwer zu 
erreichen wie die Hausmeister. Ihr 
Vor­Ort­Kundenzentrum hat die 
GSW schon vor Jahren geschlossen. 
Der GSW­Presseprecher Thomas 
Rücker widerspricht: Die GSW sei 
für die Mieter „mit einer Erreichbar­
keit von 95 Prozent“ telefonisch 
zu sprechen. Die Zustände in der 
Wohnanlage will er dem Mieter­
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Magazin gegenüber nicht kommen­
tie ren. „Bei berechtigten Anliegen 
schaffen wir Abhilfe“, so Rücker.
Schon vor zwei Jahren gab es aus 
den Reihen des Kiezforums einen er­
folglosen Anlauf, die GSW zur Behe­
bung der Mängel zu bewegen. Nach 
einer erneuten Mieterversammlung 
im September 2011 machte der Be­
zirk Druck auf die GSW, die schließ­
lich zugesagt hat, sich den Fragen 
der Mieter zu stellen – allerdings erst 
im Januar 2012. Sie will dann auch 
einen Plan zur Sanierung der Wohn­
blöcke präsentieren. „Wir werden im 
guten Einvernehmen weitere Schrit­
te klären“, erklärt dazu Thomas Rü­
cker. 

„Die GSW hat gehofft, dass sie das 
noch ein paar Jahre hinziehen könn­
te, um Kosten zu sparen“, sagt Lich­
tenbergs Baustadtrat Andreas Geisel. 
Über den Umfang der Maßnahmen 
und möglicherweise folgende Miet­
erhöhungen machte die GSW auch 
dem Bezirk gegenüber noch keine 
Angaben. „Es darf keine Mietsteige­
rung geben, die die Mieter auf Dauer 
verdrängt“, fordert Geisel. „Da wird 
es noch einen Konflikt geben.“
Jens Sethmann
Orange macht 
Putz, Gelb 

darf aber erst 
mal bleiben
AbfALLentSorGunG

Waffenstillstand im M

Abfälle heißen heute Wertstoffe, 
und in Zeiten abnehmender roh­
stoffressourcen sind sie  tatsächlich 
nicht Gold, aber Geld wert. etwa 
30 000 tonnen Wertstoffe werfen 
die berliner jährlich in die tonnen. 
Aber in welche? „Gelbe tonne plus“ 
oder „orange box“?

Die Ende März vom Bundeskabi nett 
beschlossene Novelle des Kreislauf­
wirtschaftsgesetzes sieht die Ein­
führung einer einheitlichen Wert­
stofftonne für Verpackungen und 
sonstige Abfälle aus den gleichen 
Materialien, also beispielsweise aus 
Kunststoff oder Metall, vor. In Berlin 
stellt die kommunale BSR ihre Oran­
ge Box für  Elektrokleingeräte, Spiel­
zeug, Metalle, Datenträger, Kunst­
stoffe, Alttextilien und Altholz auf 
die Höfe, der private Entsorger Alba 
die Gelbe Tonne plus. 
Der Berliner Senat wollte Alba im Ju­
li 2010 untersagen, die Gelbe Tonne 
plus aufzustellen. Das Berliner Ver­
waltungsgericht gewährte dem pri­
vaten Anbieter vorläufigen Rechts­
schutz. Jetzt hat auch das Oberver­
waltungsgericht Berlin­Brandenburg 
(AZ 11 S 67.10 vom 13. Oktober 
2011) entschieden, dass die  Gelbe 
Tonne plus wie bisher für rund 
410 000 Berliner Haushalte stehen 
bleiben darf. Die Entscheidung ist 
vorläufig, da die damit verbundenen 
europarechtlichen Fragen noch ge­
klärt werden müssen. Das kann dau­
ern. Es bleibt also alles beim Alten, 
auch für die Mieter. 2012 soll es ein 
neues Wertstoffgesetz geben. Dann 
könnte der „Berliner Müllkrieg“ in 
eine neue heiße Phase treten.
Rainer Bratfisch
MieterMagazin 12/2011
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Neuregelungen für 
Sozialwohnungen 
bestimmter Bau­
jahrgänge:  Härten 
für die Mieter, 
Ge schenke für 
die Eigentümer
WohnrAuMGeSetZ

härteausgleich ungenü

im oktober sind die Verwaltungs­
vorschriften für das im Juli be­
schlos sene Wohnraumgesetz in 
Kraft getreten. Der Senat verspricht 
damit „mehr Schutz vor Mietsteige­
rungen für Sozialmieter“. Der ber­
liner Mieterverein (bMV) kritisiert 
das als unzureichend.

Nach dem Wohnraumgesetz können 
Eigentümer von Sozialwohnungen, 
die zwischen 1972 und 1988 errich­
tet wurden, die darauf lastenden 
Aufwendungsdarlehen vorzeitig mit 
einem kräftigen Nachlass zurück­
zahlen. Als Gegenleistung muss der 
Eigentümer einen Kooperationsver­
trag mit der Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung abschließen, in 
dem er sich verpflichtet, bei den 
vermieteten Sozialwohnungen be­
stimmte Mietobergrenzen nicht zu 
überschreiten. Diese liegen zwischen 
Anzeige

MieterMagazin 12/2011
5,50 und 6 Euro. Während des 20­
jährigen Bindungszeitraums dürfen 
diese Werte jährlich höchstens um 
1,5 Prozent angehoben werden. Al­
lerdings gilt das auf lange Sicht nur 
für die Hälfte der Wohnungen im je ­
weiligen Haus.  Die Regelung ist bis 
Ende 2013 befristet. Der Senat rech­
net damit, dass die Eigentümer von 
15 000 Sozial wohnungen von ihr Ge­
brauch machen. 
Für die Mieter von Sozialwohnungen 
späterer Baujahre können die Ver­
mieter die Miete auf einen Schlag 
bis zur Höhe der Kostenmiete erhö­
hen, die meist zwischen 12 und 19 
Euro pro Quadratmeter liegt. Wenn 
ein Mieter ein geringes Einkommen 
hat oder eine besondere Härte vor­
liegt, kann er drei Jahre lang einen 
Mietausgleich in Anspruch nehmen. 
Im ersten Jahr werden in der Regel 
90 Prozent des Erhöhungsbetrages 
von der öffentlichen Hand übernom­
men, in den folgenden Jahren redu­
ziert sich die Übernahme um jeweils 
20 Prozent. Bis zehn Jahre nach En de 
der Grundförderung kann der Miet­
ausgleich beantragt werden. „Wir 
begrüßen, dass die sinnlose Drei­
Jahre­Sperrfrist entfallen ist, die vie  ­
le Mieter vom Härteausgleich aus ­
geschlossen hat“, sagt BMV­Ge­
schäftsführer Reiner Wild. „Die vor ­
gesehenen Zuschüsse können aber 
die sozialen Härten nicht ausglei­
chen“, so Wild.     
 Jens Sethmann

 Weitere 
Informationen:
www.stadtent 
wicklung.berlin.de/
wohnen/sozialer  _ 
wohnungsbau/
wohnraumgesetz/
13

http://www.stadtentwicklung.berlin.de/wohnen/sozialer_wohnungsbau/wohnraumgesetz/
http://www.zweitehand.de/


14

TiTel

G
em

äl
de

: G
eb

rü
de

r 
Su

hr
, Q

ue
lle

: W
ik

ip
ed

ia

Feuer wa
die zu gro

Teilen aus 
gebauten St

die größte Ge
(hier: Hambu
Brand von 1
Die frühesten Bauvorschriften dienten vor allem der Ge­

fahrenabwehr: Häuser waren so zu bauen, dass sie nicht 

einstürzen oder abbrennen. Die Sicherheit ist bis  heute 

das Hauptziel der Bauordnung, doch im Laufe der Jahr­

hunderte kamen immer mehr Vorschriften hinzu. Die Bau­

ordnung bildete den gesetzlichen Rahmen, in dem sich 

 Berlin zur größten Mietskasernenstadt der Welt entwickel­

te. Die Sorge um gesunde und  soziale Wohnverhältnisse 

schlug sich erst am Ende der Kaiserzeit in einer fortschritt­

lichen Bauordnung nieder. Die alten Mietskasernen sind 

bis  heute nicht nur Zeugnisse des Baurechts, das während 

ihrer Entstehung galt, die gründerzeitliche Baupolizeiord­

nung beeinflusst die Planung und Architektur in der Berli­

ner Innenstadt auch noch im 21. Jahrhundert.

Architektur aus 
dem Rechtsbuch

Wie Bauvorschriften der Vergangen-
heit das Berliner Stadtbild prägen

r für 
ßen 

Holz 
ädte 
fahr 
rger 

842)
Im Mittelalter, aus dem die ersten 
Bauvorschriften überliefert sind, wa­
ren die Gebäude zu großen Teilen 
aus Holz und standen in den Städten 
sehr eng beieinander. Der Brand­
schutz war deshalb elementar. Zum 
Heizen, Kochen und Beleuchten wur­
de im Haus mit offenem  Feuer han­
tiert. Ausbrechende Brände konnten 
sich seinerzeit nicht nur im Haus 
schnell ausbreiten, sondern auch 
leicht auf Nachbargebäude über­
greifen. Verheerende Stadtbrände 
ereigneten sich bis in die Neuzeit. 
Der Brand von Hamburg, der an 
vier Tagen im Jahr 1842 mehr als ein 
Viertel der Stadt zerstörte, war in 
Deutschland der letzte große Stadt­
brand, der keine kriegerische Ursa­
che hatte.
Die ersten bekannten deutschen 
Bauvorschriften stammen aus dem 
„Sachsenspiegel“, einem Rechtsbuch, 
dessen deutschsprachige Fassung 
um 1230 erschien. Bis dahin war 
das Recht fast ausschließlich münd­
lich überliefert worden. Der Sachsen­
spiegel wurde als Rechtsquelle jahr ­
hundertelang beachtet und  zuletzt 
sogar noch im Jahr 1927 vom Reichs ­
gericht in Leipzig angewandt.
Dass eine Bauaufsicht durchaus nütz­
lich sein kann, zeigte das Desaster 
um den Berliner Münzturm. Neben 
seinem Stadtschloss ließ der preußi­
sche König Friedrich I. ab 1701 einen 
Turm bauen, der 280 Fuß – al so über 
90 Meter – hoch werden soll te. Pla­
nung und Ausfüh rung lagen in den 
Händen des Bildhauers und Archi­
MieterMagazin 12/2011
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tekten Andreas Schlüter. Nachdem 
der Turm im Jahr 1705 zu über zwei 
Dritteln errichtet worden war, zeig­
ten sich Risse im Mauerwerk und 
das Bauwerk begann sich gefährlich 
zu neigen. Alle Stützungsversuche 
scheiterten, 1706 stürzte der Turm 
ein. Eine Bauaufsicht hätte bei einer 
Prüfung der Pläne vorab feststellen 
können, dass der Baugrund auf der 
Spreeinsel für ein solches Vorhaben 
ungeeignet war. Im Zeitalter des Ab­
solutismus war allerdings undenkbar, 
dass Beamte einen Wunsch des Kö­
nigs in Frage  stellten. Schlüter wurde 
denn auch das Scheitern allein ange­
lastet, er fiel in Ungnade und bekam 
fortan keine königlichen Aufträge 
mehr.
Eine geschriebene Bauordnung gab 
es in Preußen erst ab 1794 mit dem 
Allgemeinen Landrecht, das bis 
1900 galt, als es durch das Bürger­
liche Gesetzbuch abgelöst wurde. 
Die Regeln zur Nachbarbebauung 
waren ähnlich ungenau formuliert 
wie im Sachsenspiegel: „Uebrigens 
MieterMagazin 12/2011
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aber kann jeder in der Regel auf sei­
nem Grunde und Boden so nahe an 
der Gränze und so hoch bauen, als 
er es für gut findet. Sind jedoch die 
Fenster des Nachbars, vor welchen 
gebaut werden soll, schon seit zehn 
Jahren oder länger vorhanden, und 
die Behältnisse, wo sie sich befin­
den, haben nur von dieser Seite her 
Licht, so muß der neue Bau so weit 
zurücktreten, dass der Nachbar noch 
aus den ungeöffneten Fenstern des 
untern Stockwerkes den Himmel er­
blicken könne.“ 
Das Allgemeine Landrecht konnte 
durch örtliche Polizeigesetze ergänzt 
werden. Davon wurde im Laufe der 
erliner Münzturm 
on 1701: Das 
auwerk stürzte 
in, der Architekt 
iel in Ungnade
Jahre reichlich Gebrauch gemacht. 
In Preußen existierten zur Reichs­
gründung im Jahr 1871 etwa 300 
verschiedene  Baupolizeiordnungen. 
Auch die anderen Länder hatten ei ­
gene Bauordnungen, weil die Reichs­
verfassung das Bauwesen zur Län­
dersache erklärte.
Zu Beginn der Gründerzeit galt in 
Berlin die Baupolizeiordnung von 
1853, die zusammen mit dem „Ho­
brecht­Plan“ von 1862 den Rahmen 
für die Mietskasernenbebauung mit 
ihren hintereinander liegenden, en­
gen Hinterhöfen vorgab. Das Bau­
recht hatte nicht gute und gesunde 
Wohnverhältnisse im Sinn, sondern 
vor allem den Brandschutz. So war 
die Mindestgröße des Innenhofes 
am Wendekreis eines Spritzenwa­
gens der Feuerwehr ausgerichtet: 
5,34 mal 5,34 Meter reichten aus. 

Fallhöhe gleich 
Straßenbreite
Die Maximalhöhe der Bebauung 
richtete sich nach der Breite der 
Straße: Stürzt bei einem Brand die 
Vorderfassade um, ist so gewähr­
leistet, dass die  gegenüberliegenden 
Häuser nicht in Mitleiden schaft ge­
zogen werden. Eine wichtige  Rol le 
spielte daneben das Preußische 
Fluchtliniengesetz von 1875, wel­
ches vorschrieb, dass alle Neubau­

F  Traufhöhe, 
Erkerbreite, 
Straßenflucht 
und Grundstücks­
ausnutzung legte 
schon im vorletzten 
Jahrhundert eine 
Baupolizeiord­
nung in Berlin fest 
(hier: Kottbusser 
Tor, circa 1900)
 
 

s 
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Keine Traufe in des Anderen Ho

Der Sachsenspiegel aus dem 13. 
Jahr hundert gewährt jedem Grund­
eigentümer ein allgemeines Bau­
recht: „Man kann auch bauen oh­
ne des Richters Erlaubnis mit Holz 
oder mit Stein drei  Stockwerke 
übereinander, eins auf die  Erde, 
die anderen zwei darüber, wofern 
man die Tür hat im unteren Stock­
werk, kniehoch über der Erde.“ 
Zum Wohl der Allgemeinheit gibt 
es aber Einschränkungen. Vor al­
lem der Abstand zum Nachbarn 
wird geregelt: „Es darf niemand 
seine Traufe in eines anderen Man­
nes Hof hängen, noch soll man ein 
Fenster nach des anderen Mannes 
Hof haben.“ Jeder soll sein Grund­
stück einzäunen, erlaubt ist eine 
Höhe, „wie ein Mann auf einem 
Ross sitzend reichen kann“. Weiter
heißt es: „Backofen und Abtritt und
Schweinekoben sollen drei Fuß von
dem Zaune stehen.“ Zur Verhütung
von Bränden wird geregelt: „Jeder
soll auch abdecken seinen Backofe
und seine Mauer, dass die Funken
nicht in eines anderen Mannes Hof
fliegen, jenem zu Schaden.“ Bur­
gen, Stadtbefestigungen oder Tür­
me durften nicht ohne Erlaubnis de
Richters gebaut werden. Auch re­
gionalplanerische Fragen  werden 
im Sachsenspiegel behandelt: „Man
darf keinen Markt dem anderen 
auf eine Meile nahe bauen.“ 
Am Ende des Mittelalters zersplit­
terte das Machtgefüge, und das 
15
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ten direkt an der Straße gebaut wer ­
den und somit eine einheitliche Stra­
ßenflucht bildeten.
Im Jahr 1887 erließ die Brandenbur­
gische Provinzialregierung eine neue 
Baupolizeiordnung für den Stadtkreis 

Berliner Gründer­
zeit: Aufbruch­
stimmung bei den 
Bauherren, Elend 
bei den städti­
schen Bewohnern
(oben: Gemälde 
von Friedrich Kai­
ser, unten: Dach ­
wohnung in der 
Rüdersdorfer 
Straße)
16
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lang sein musste. Die Traufhöhe 
wurde auf 22 Meter begrenzt. Es 
durften aber immer noch zwei Drit­
tel der Grundstücksfläche überbaut 
werden. Auch Kellerwohnungen wa­
ren weiterhin erlaubt. Der Berliner 
Magistrat, in dem die Grundbesitzer 
mehrheitlich vertreten waren, hatte 
sich vehement, aber vergeblich ge­
gen diese kleinen bewohnerfreund­
lichen Veränderungen der neuen 
Bauordnung gewehrt. 
Die Bauvorschriften führten dazu, 
dass Berliner Häuser sehr gleichför­
mig waren. Die Bauherren  strebten 
nach größtmöglicher Grundstücks­
ausnutzung und reizten die Mög­
lichkeiten der Bauordnung in vollem 
Umfang aus. Man kann heute noch 
an den Fassaden der Altbauten ab ­
lesen, dass nach der Baupolizeiord­
nung Erker ab dem ersten Oberge­
schoss um 1,30 Meter vorspringen 
und ein Drittel der Hausbreite ein­
nehmen durften. In unzähligen Fällen 
wurde exakt so verfahren. Die Hof­
durchfahrten weisen oft genau die 
gesetzlichen Mindestabmessungen 
von 2,30 Metern Breite und 2,80 
Metern Höhe auf. Auch die Grund­
risse ähnelten sich sehr. 
„Es ist eine fast mathematische 
Aufgabe, an der Hand der Verbote 
und Bestimmungen der Polizei den 
vorhandenen Raum aufs äußerste 

Berlin, in der die bis dahin extreme 
Grundstücksausnutzung leicht ein­
geschränkt wurde. So wurde nun 
ei ne Mindesthoffläche von 60 Qua­
dratmetern vorgeschrieben, wobei 
eine Seite mindestens sechs Meter 
auszunutzen“, schrieb der Kunst­
kritiker Karl Scheffler 1908. „Unter 
den gegebenen Um ständen und 
unter Voraussetzung des normalen 
rechteckigen Bauplatzes kann das 
Ergebnis der Zimmerverteilung kaum 
anders sein; es ist ein glattes Re­
chenexempel.“
Die Berliner Vororte hatten eine an­
dere Bauordnung als die Hauptstadt. 
So waren in den damals noch länd­
lich geprägten Gemeinden wie Rei­
nickendorf, Tempelhof, Lichtenberg, 
Weißensee oder Pankow geringere 
Gebäudehöhen erlaubt. Noch heute 
kann man zum Beispiel an der Gren­
ze von Prenzlauer Berg zu Pankow 
gut erkennen, wo einst die Stadt­
grenze verlief: Die fünfgeschossigen 
Altbauten stehen im alten Berlin, in 
Pankow sind sie ein Stockwerk nied­
riger.
Wohnungsreformer, Städtebauer, 
Hygieniker und  Kommunalpolitiker 
forderten ab 1889 ein Reichswoh­
nungsgesetz, das gesunde und hy­
gienische Wohnverhältnisse durch 
mehr Licht und mehr Luft herstellen 
sollte. Die mächtigen Haus­ und 

Fenster sollen direkt
ins Freie führen
Grundbesitzer verhinderten aller­
dings ein solches Gesetz. Erst 1918, 
in den letzten Monaten des Kaiser­
reichs, wurde in Preußen ein Woh­
nungsgesetz verabschiedet, das den 
Forderungen der Reformer  na he 
kam. Gemeinden mit mehr als 
10 000 Einwohnern sollten eine ab­
gestufte Bauordnung erlassen. Als 
Muster diente die preußische Ein­
heitsbauordnung von 1919. Danach 
mussten Wohnräume mindestens 
2,50 Meter hoch sein, Fenster muss­
ten direkt ins Freie führen, und es 
musste in jeder Wohnung die Mög­
lichkeit zum Querlüften vorhanden 
sein. Hintergebäude sollten nicht 
mehr gebaut werden und Wohnun­
gen im Keller oder im Dachgeschoss 
unzulässig sein. In der Berliner Bau­
ordnung von 1925 wurden diese Re­
gelungen übernommen. Die bereits 
vor dem Ersten Weltkrieg zum Erlie­
gen gekommene Mietskasernenbe­
bauung wurde damit auch rechtlich 
beerdigt. 
Rechtssystem wurde unübersicht­
lich. In den selbstbewusster wer­
denden Städten spielten die Zünf­
te eine bestimmende Rolle.  Diese 
Organisationen der  selbstständigen 
Handwerker verpflichteten ihre Mit­
glieder zu einer zunftgemäßen Pro­
duktion. Das Bauhandwerk unter­
lag damit einer starken Selbstkon­
trolle, die Qualität und  Sicherheit 
der Gebäude gewährleisteten. 
Im Kirchenbau hatten zudem die 
„Bauhütten“ eine große Bedeu­
tung. Der Meister der Bauhütte 
hatte die volle Verantwortung für 
den Bau. Durch die Zünfte und die 
Bauhütten schienen örtliche Bau­
ordnungen nicht notwendig.
js
MieterMagazin 12/2011
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Hinterhöfe einst 
und jetzt: Meyers 
Hof im Wedding 
um die Jahr­
hundertwende, 
heutiger Hof in der 
Jablonskistraße in 
Mitte, Hinterhof­
Neubebauung in 
Prenzlauer Berg
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Während der Weimarer Republik 
war die fortschrittliche neue Bauord­
nung von 1925 allerdings nicht mehr 
so entscheidend. In der Praxis waren 
die Richtlinien für die Vergabe der 
Hauszinssteuer­Hypotheken bedeu­
tender. Seit 1924 wurde der Woh­
nungsbau mit den Einnahmen aus 
der Hauszinssteuer, einer Steuer auf 
den Althausbesitz, angekurbelt. Wer 
mit diesen öffentlichen Mitteln bau­
en wollte, musste Baustandards ein­
halten, die über die Mindestanforde­
rungen der Bauordnung hinausgin­
gen. So sollten die Wohnhäuser nur 
im Ausnahmefall mehr als drei Voll­
geschosse haben. In Mietshäusern 
sollte jede Wohnung mindestens 
ein Zimmer mit 20 Quadratmetern 
haben und für die Küche betrug die 
Minimalgröße zehn Quadratmeter. 
Jede Wohnung musste außerdem 
ein Badezimmer mit einer Mindest­
breite von 1,40 Meter aufweisen, 
Aborte sollten wenigstens 90 Zenti­
meter breit sein. Allgemein hatten 
die zu fördernden Neubauwohnun­
gen den Anforderungen an „gesun­
de, zweckmäßig eingeteilte und 
so  lide gebaute Dauerwohnungen“ 
zu entsprechen, sie durften aber 
„nach Größe, Anordnung, Raumzahl, 
Raumhöhe und Ausstattung die not­
wendigsten Anforderungen nicht 
überschreiten“. Da es zu jener Zeit 
kaum Bauherren gab, die ohne die 
Hauszinssteuer­Hypotheken bauen 
konnten, entsprechen fast alle zwi­
schen 1924 und 1931 errichteten 
Wohnhäuser diesen Vorgaben. 
Nach dem Krieg bestand die Bau­
ordnung in West­Berlin eine spek­
takuläre Kraftprobe: Beim riesigen 
Corbusier­Haus, das im Rahmen der 
Internationalen Bauausstellung 1957 
am Olympiastadion gebaut wurde, 
sah der Architekt Le Corbusier ur­
sprünglich Raumhöhen von nur 2,26 
Meter vor. Die Berliner Bauordnung 
benannte aber 2,50 Meter als Min­
destmaß. Nach langem Tauziehen 
mit dem Star­Architekten setzten 
sich die Beamten durch. Um die be­
absichtigten Raumproportionen zu 
wahren, plante Le Corbusier an­
schließend das gesamte Gebäude 
um. Die Bewohner sind heute aller­
dings noch dankbar für die damali ­
ge Standhaftigkeit der Ämter.
MieterMagazin 12/2011
Seit der Reichsgründung 1871 gab 
es Bestrebungen, das Baurecht in 
Deutschland zu vereinheitlichen und 
die verschiedenen Bauvorschriften 
in einem Gesetzbuch zusammenzu­
fassen. Doch die ausgeprägte Klein­
staaterei sorgte dafür, dass das Bau­
en auch über die Weimarer Republik 
hinaus Ländersache blieb. In der Bun­
desrepublik mündeten die Bemühun­
gen erst 1960 im Bundesbaugesetz 
(seit 1986 Baugesetzbuch). Das 
Städ tebaurecht wurde damit bun­
deseinheitlich geregelt. Das Bauord­
nungsrecht blieb jedoch weiter in der 
Zuständigkeit der Länder. Obwohl 
Die Renaissance des düsteren Hi

Die Baupolizeiordnung aus der Kai­
serzeit wirkt sich indirekt auch heu­
te noch auf das Baugeschehen aus. 
Wenn an einer Stelle gebaut wer­
den soll, für die es keinen festge­
setzten Bebauungsplan gibt, wird 
nach der Art der Nachbarbebauung 
entschieden, was dort zulässig ist. 
Was sich nach Paragraph 34 des 
Baugesetzbuches „in die  Eigenart 
der näheren Umgebung einfügt“, 
wird genehmigt. Wenn also neben­
an ein Altbau mit Vorderhaus, Sei­
tenflügel und Quergebäude steht, 
darf ein Bauherr auf seinem Grund­
stück ebenso dicht und hoch  bauen, 
obwohl die heutige Baunutzungs­
verordnung eine solche Flächenaus­
nutzung nicht einmal annähernd 
zulassen würde. In begehrten La­
gen sind auf dieser Grundlage in 
den letzten Jahren schon mehrere 
kriegszerstörte Vorderhäuser oder 
Hinterhofgebäude neu errichtet 
worden, die man nach dem Krieg 
aus gutem Grund nicht wieder auf­
gebaut hatte. Vor allem in Prenz­
lauer Berg erlebt der düstere Hin­
terhof auf diese Weise eine Wie­
derauferstehung. Sogar Grundstü­
cke, die nie mit Hinterhäusern be­
baut waren, werden zugebaut.   js
L Zum Weiterlesen

Albert Buff: 
Bauordnung im 
Wandel, Verlag 
Callwey, München 
1971, 195 Seiten 

Johann Friedrich 
Geist/Klaus Kür­
vers: Das Berliner 
Mietshaus, 3 Bän­
de, Prestel Verlag 
1981/1984/1989 

Geschichte 
des Wohnens, 
5 Bände, Deutsche 
Verlags­Anstalt, 
Stuttgart 
1996­1999

Die Bücher sind 
vergriffen, aber 
in Bibliotheken 
erhältlich.
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L Aktuelle Fassung 
der Bauordnung 
für Berlin unter 
www.stadtentwick 
lung.berlin.de/
service/gesetzes
texte/de/
download/bauen/
BauOBln.pdf

Seit 1977 müs­ E  
sen in Berlin laut 

Baurichtlinien 
die Klingelbretter 

beleuchtet sein

DDR­Wohnungs­
bau: Die eigent­
liche Bauordnung 
waren die Maße 
der Platte; Woh ­
nungsbau in West­
Berlin (unten: 
Corbusier­Haus): 
An die Mindest ­
anforderungen der 
Bauordnung musste 
sich auch der Star­
architekt halten
der Bund eine Musterbauordnung 
vorgegeben hat, verabschiedeten 
alle Bundesländer unterschiedliche 
Bauordnungen. 
In der West­Berliner Bauordnung 
von 1958 wurde die Baudichte für 
Wohngebiete auf etwa ein Drittel 
der Gründerzeitbebauung reduziert. 
Weitaus detailliertere Bauvorgaben 
machten allerdings die Förderungs­
bestimmungen für den Sozialen 
Wohnungsbau. So ist zum Beispiel 
in den Richtlinien von 1977 nicht 
nur geregelt, dass Treppenhäuser, 
Küchen und Bäder auf der Verkehrs­
lärmseite der Häuser liegen müssen, 
Häuser mit mehr als vier Geschos­
sen einen Aufzug brauchen, jede 
Wohnung eine Loggia, einen Balkon 
oder eine Terrasse mit mindestens 
vier Quadratmetern haben muss 
und Wohnungen mit vier und mehr 
Zimmern mit einem zweiten WC 
ausgestattet sein müssen, sondern 
auch, dass das Klingelbrett beleuch­
tet wird, das Bad eine Liegewanne 
aufweist und in die Küche ein Dop­
pelspülbecken gehört.
Die Uneinheitlichkeit der Bauord nun­
gen verhinderte in Westdeutschland 
einheitliche Normen für Baumodule, 
die für eine Industrialisierung des 
Bauens nötig gewesen wären. 
Im Gegensatz dazu trat in der DDR 
1958 die Deutsche Bauordnung in 
Kraft, die sowohl Städtebau­ als 
auch Bauordnungsrecht enthielt. 
Hier wurde intensiv an der Typie­
rung von Bauteilen gearbeitet. Die 
zentral festgelegten Maße der Plat­
tenbauten waren für den Wohnungs­
bau die eigentliche Bauordnung. 
In Zeiten, in denen kaum noch mit 
kohlebefeuerten Öfen geheizt wird, 
tritt der ursprüngliche Zweck der 
Bauordnung, der Brandschutz, etwas 
in den Hintergrund. In den heutigen 
Vorschriften werden so verschiedene 
Dinge geregelt wie die Zulässigkeit 
von Baustoffen, die Barrierefreiheit 
von Wohnungen, die Pflicht zur In­
stallation von Kaltwasserzählern oder
der Betrieb von Müllschluckern. 
Schon in den frühesten Bauvorschrif­
ten wurden auch Gestaltungsfragen 
geregelt. In den heutigen Bauord­
nungen gibt es das „Verunstaltungs­
verbot“: Ein Gebäude darf nicht 
durch Werbeanlagen oder ähnliches 
in seinem Erscheinungsbild beein­
trächtigt werden. Auch darf ein 
Haus nicht durch sein Äußeres das 
Straßen­ und Ortsbild verunzieren. 
Ebenso alt wie diese Vorgabe ist 
der Streit darüber, wo die Freiheit 
der kreativen Gestaltung aufhört 
und die Grenze zur Verunstaltung 
überschritten wird. Mit dieser Ge­
schmacksfrage müssen sich die 
Verwaltungsgerichte immer wieder 
befassen.
Seit den 90er Jahren gibt es unter 
den Bundesländern einen unaus­
gesprochenen Wettbewerb um das 
liberalste Baurecht. Berlin wollte da 
nicht zurückstehen und erließ 2006 
eine neugefasste Bauordnung. Die 
Abstände, die Gebäude voneinander 
einhalten müssen, wurden um 60 
Prozent verkürzt. Es kann nun also 
erheblich enger gebaut werden. Er­
leichtert wurde auch die Werbung 

Deregulierungs-Trend 
auch im Baurecht
an Baugerüsten: Sie sollte ohne jede 
Beschränkung erlaubt sein. Weil dies 
aber zum Schaden der hinter den 
Werbeplanen Wohnenden weidlich 
ausgenutzt wurde und manche Bau­
gerüste nur aufgestellt wurden, um 
sie als Werbefläche zu vermarkten, 
musste der Senat zurückrudern: Seit 
2010 muss großflächige Reklame 
wieder von der bezirklichen Bauauf­
sicht genehmigt werden und darf 
höchstens sechs Monate lang hän­
gen. Die Werbemotive dürfen auch 
nicht mehr „verunstaltend“ wirken. 
Die tiefgreifendste Änderung von 
2006 betraf das bürokratische Ver­
fahren: Viele Bauvorhaben werden 
von der Genehmigungspflicht be­
freit. Nur noch „Sonderbauten“ – 
das sind vor allem über 22 Meter 
hohe Gebäude – brauchen eine Bau­
genehmigung. Andere Bauvorhaben, 
aber auch Abrisse, müssen nur noch 
beim Bauamt angezeigt werden. Die 
Baugenehmigungsbehörden prüfen 
die Bauanträge nicht mehr in allen 
Einzelheiten, sondern stellen die Si  ­
cherheit des Gebäudes in die Verant­
wortung des Bauherrn und des Ar­
chitekten. 
Wenn nun etwas Gravierendes 
schiefgeht, ist der Architekt allein 
schuld – wie vor 300 Jahren der un­
glückliche Andreas Schlüter nach 
dem Münzturm­Desaster.
Jens Sethmann
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Hintergrund
SilveSterknallerei

Damit das Feuerwerk 
nicht zum teufelswerk wird ... 
Schwere augenverletzungen durch Pyrotechnik, rauchgasvergiftungen 
durch Wohnungsbrände, amputationen von Gliedmaßen nach unsachge-
mäßem Umgang mit Böllern – so oder ähnlich wird auch die nächste Sil-
vesterbilanz der Berliner Feuerwehr und der krankenhäuser ausfallen. in 
feucht-fröhlicher Stimmung werden oft die einfachsten Sicherheitsregeln 
außer acht gelassen. 
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Jährlich verletzen sich allein in der 
Hauptstadt rund 500 Menschen 
durch den gedankenlosen, fahrläs-
sigen Umgang mit Böllern & Co. 
Vor allem Jugendliche sind betrof-
fen. Schmerzhafte Wunden und 
manchmal sogar lebenslange Beein-
trächtigungen sind die Folge. Zwar 
gelten hierzulande hohe Sicherheits-
standards und der Import von aus-
ländischen Feuerwerkskörpern ist 
seit 2005 verboten. Doch meist ist 
die unsachgemäße Verwendung 
verantwortlich für solche  Unfälle. 
„Das Wichtigste ist, nur legales 
Feuerwerk zu nehmen und sich vor-
her die Gebrauchsanweisung durch-
zulesen – in nüchternem Zustand“, 
erklärt der Sprecher der Berliner 
Feuerwehr, Jens-Peter Wilke. Wei-
tere Tipps der Feuerwehr: 
L Ausschließlich Feuerwerkskörper 
kaufen, die von der Bundesanstalt 
für Materialforschung und -prüfung 

Wer muss im Schadensfall zahlen? 
Wer durch eigene Böllerei Schäden verursacht, sei es 
an parkenden Autos oder am Fenster der Nachbarwoh-
nung, muss dafür haften. Die Haftpflichtversicherung 
zahlt nur, wenn man nicht grob fahrlässig oder gar ab-
sichtlich gehandelt hat. Innerhalb des Hauses müssen 
Mieter auch für die Schäden gerade stehen, die ihre 
Gäste angerichtet haben, etwa wenn die Partygäste ei-
nen Briefkasten demoliert haben. Bei Kindern kommt 
es auf das Alter an und darauf, ob die Eltern ihre Auf-
sichtspflicht verletzt haben. Das dürfte eindeutig der 
Fall sein, wenn man seinem siebenjährigen Kind er-
laubt, Böller der Klasse 2 anzuzünden. 
Anders sieht es aus, wenn beispielsweise das Fenster 
von außen, also durch fremde Knaller, zu Bruch gegan-
gen ist. Hier gilt: Sofern der Verursacher nicht zu er-
mitteln ist, muss der Vermieter für den Schaden auf-
kommen. In der Regel ist das durch seine Gebäudever-
sicherung abgedeckt.                                               bl

Wer einige E
grundsätzliche 

Tipps der Feuer-
wehr beachtet, 

kommt sicher 
ins neue Jahr 
2/2011
(BAM) geprüft wurden. Die BAM-
Nummer muss auf dem Feuerwerks-
körper aufgedruckt sein.
L Finger weg von „Schwarzmarkt-
Ware“! Sie kann unberechenbar hef-
tig explodieren. 
L Nur im Freien zünden, niemals 
in der Wohnung (Ausnahme: soge-
nanntes „Tischfeuerwerk“). Auch 
der Balkon ist nur bedingt geeignet. 
L Tischfeuerwerk nur auf  feuer fes -
ten Unterlagen und nicht in der Nä-
he von leicht entzündbaren Materia-
lien abbrennen.
L Raketen immer von einer stand-
sicheren Flasche oder einem Rohr 
aus senkrecht nach oben starten, nie 
schräg. Dabei die  „Abschussrampe“ 
so einrichten, dass die Flugkörper 
nicht gegen Hindernisse stoßen kön-
nen.
L Böller – egal welcher Größe – und 
Raketen nie gegen Menschen oder 
Tiere richten.
L „Blindgänger“ niemals anfassen 
oder ein zweites Mal zünden.
Viele Unfälle passieren auch, weil an 
den Feuerwerkskörpern herumge-
bastelt wurde. Oder weil „Kanonen-
schläge“ oder andere laute Knallkör-
per direkt neben Menschen gezün-
det werden – hier drohen ernste Ge-
hörschäden. Vor allem Jugendliche 
unterschätzen die Gefahr. 
Aber auch Feuerwerksmuffel müssen 
für den Jahreswechsel einige Vor-

kehrungen tref-
fen.  Fenster und 
Balkontüren soll-
ten in der Silves-
ternacht ge-
schlossen blei-
ben, sonst kön-
nen Feuerwerks-
körper herein-
fliegen und ei-
nen Wohnungs-
brand verursa-
chen. Ebenfalls 
wichtig:  Balkon 
oder  Terrasse 
von  brennbaren 
 Gegenständen 
frei räumen. Das 
gilt natürlich erst 
recht, wenn man 
verreist ist. Üb ri-
gens sind  Feuer  -
werke längst 

nicht mehr auf den Jahreswechsel 
beschränkt. 
Viele Veranstaltungen und sogar pri-
vate Feiern kommen ohne Knallerei 
und pyrotechnisches Spektakel nicht 
mehr aus. Immer größer, lauter und 
effektvoller muss es sein, der Trend 
geht zum „XXL-Batteriefeuerwerk“, 
das man ganzjährig übers Internet 
bestellen kann. 

trend zu XXl

Aber Vorsicht: Das Abbrennen von 
Feuerwerkskörpern ist in Berlin nur 
von Silvesterabend, 18 Uhr, bis zum 
Neujahrsmorgen um 7 Uhr erlaubt. 
Wer es außerhalb dieser Zeit knallen 
lassen will, braucht eine Ausnahme-
genehmigung. Manche Bezirke ak-
zeptieren eine Hochzeit oder ein Ju-
biläum als Grund, andere handha-
ben das restriktiver. 
Birgit Leiß
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L Zum Thema 
 Wohnungsmakler 
und Provision 
können BMV-
Mitglieder das 
Infoblatt 4 des Ber-
liner Mietervereins 
(„Makler(recht)“) 
im Internet 
abrufen:
www.berliner-
mieterverein.de 
➞ Mietrecht 
➞ Infoblätter

Bei allgemeinen E
Besichtigungstermi-

nen muss man mit 
Gedränge rechnen
WohnungSSuChe

eine Portion glück, ein Packen geld
Zuzügler und eine steigende Zahl von Singlehaushalten sorgen auf dem 
Wohnungsmarkt der hauptstadt für eine immer angespanntere Lage. 
Wer hier eine Bleibe sucht, kann einiges erleben. um fündig zu werden, 
braucht es mindestens eine gute Portion glück. Meist ist aber auch ein 
Packen geld im Spiel. 
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Die Schreinerstraße im Samariter­
viertel: Vor der Haustür zu einem 
sanierten Gründerzeitbau  warten 
36 Interessenten, als die Maklerin 
mit ihren Unterlagen um die Ecke 
biegt. Eine helle, geräumige Altbau­
wohnung hatte das  Online­Inserat 
versprochen, mit Fenstern zu  einem 
ruhigen grünen Innenhof,  mitten 
im Szenekiez. Letzteres zumindest 
stimmt. Ansonsten müssen alle erst 
einmal an Baumaterial vorbei,  unter 
einem Gerüst hindurch – und drän­
geln sich schließlich im Parterre 
durch einen langen, schmalen Flur, 
an Küche und Bad vorbei bis ins gro­
ße Wohnzimmer mit dem Berliner 

Die Besichtigung wird 
zur Casting-Show

Fenster in der Ecke. Dabei bringt 
es eigentlich nichts mehr, sich die 
Wohnung anzusehen, denn sie ist so 
gut wie vergeben. Gleich draußen 
vor der Haustür war eine Frau ener­
gisch auf die Maklerin zugetreten: 
„Ich miete die Wohnung für meinen 
Sohn und habe Ihnen auch eine no­
tariell beglaubigte Bürgschaft mit­
gebracht.“
Mehr als 1 890 000 Wohnun gen 
gibt es in Berlin – circa 1 630 000 
davon sind Mietwohnungen. Die un­
gebrochene Attraktivität der Haupt­
stadt, aber auch die ständig wach­
sende Zahl von Singles – derzeit sind 
es 54 Prozent der Berliner Haushalte 
– lassen die Nachfrage permanent 
steigen. Seit 2001 sinkt der markt­
aktive Leerstand kontinuierlich. Das 
heißt: Es gibt immer weniger leer ste­
hende Wohnungen, die tatsächlich 
vermietbar sind. In Charlottenburg, 
Friedrichshain, Mitte, aber auch in 
Lichtenberg liegen die Leerstands­
quoten unter zwei Prozent. 
Besichtigungsmarathons, Gedränge 
vor Wohnungstüren, Gerangel um 
einen Mietvertrag – Tanja Martin 
will sich so etwas nicht antun und 
sucht nach einem anderen Weg. Als 
sie vor Jahren mit ihrem Mann und 
dem ersten Kind aus der zu kleinen 
Wohnung im Graefekiez nach Neu­
kölln zog, war dies noch ganz ein­
fach gewesen. Eine Anzeige, eine 
Wohnungsbesichtigung, dann un­
terschrieben sie den Mietvertrag. 
Mitt lerweile hat sich der Neuköllner 
Reuterkiez gründlich verändert. 
„Früher wurde um uns herum tür­
kisch gesprochen – heute ist es mehr 
eng lisch.“ Nun ist die Dreizimmer­
wohnung mit der Geburt ihres zwei­
ten Kindes zu klein geworden. Tan­
ja Martin schrieb Aushänge für die 
Kita, informierte Freunde und Be­
kannte, telefonierte mit Hausver­
waltungen der näheren  Umgebung. 
Und merkte bald, dass es die Vier­
zimmerwoh nung im Altbau mit ge­
nügend Ab  stellplatz nicht mehr zu 
geben scheint. „In unserem Haus 
zum Beispiel hat der Vermieter bei 
der Sanierung al le großen Wohnun­
gen in kleinere aufgeteilt, weil er da­
mit höherer Mieteinnahmen hat.“ 
20 Prozent über dem Mietspiegel 
lie gen nach aktuellen Zahlen des 
Immobilienverbandes Deutschland 
(IVD) derzeit im Berliner Schnitt die 
Mieten bei einer Neuvermietung. In 
nachgefragten Gegenden wie Prenz­
lauer Berg oder auch Charlottenburg 
kann es sogar wesentlich mehr sein. 
„Mein Eindruck war: Die Mieten stei­
gen von Woche zu Woche“, erzählt 
Katharina Semper. Jetzt ist sie er­
leichtert. Denn für sie ist die  Suche 
beendet. Gerade hat die  Angestellte 
ihre neue Wohnung ganz in der Nä­
he des Stuttgarter Platzes bezogen, 
wo sie bereits seit drei Jahrzehnten 
wohnte. Im vergangenen Frühjahr 
hatte ihr Vermieter allen im Haus 
mitgeteilt, dass er die Wohnungen 
verkaufen will. Mit dieser Ankündi­
gung wurden auch die Mieten bis 
ans Äu ßerste angehoben – und den 
Bewohnern eine großzügige Abfin­
dung in Aussicht gestellt, falls sie das 
Haus verlassen sollten. Katharina 
Semper blieben zwei Möglichkeiten: 
Selbst kaufen oder ausziehen. 
„Kaufen hätte ich mir gar nicht leis­
ten können, deshalb bin ich zum 
Mie terverein und habe gefragt, wie 
ich mich verhalten soll.“ Für den Rat 
sei sie heute noch dankbar, denn er 
war klar und realistisch: Sie  sollte 
sich nach einer neuen Wohnung 
um sehen. „Also hab ich keine Zeit 
ver loren, sondern sofort  begonnen, 
zu suchen.“ Über einen Makler, über 
Anzeigen im Internet – vor allem 
aber über Freunde, Bekannte und 
Aus hänge an ihrer Arbeitsstelle. „In 
fünf Monaten habe ich 52 Wohnun­
MieterMagazin 12/2011



gen gesehen: die allermeisten top­
saniert – und irre teuer.“ Außerdem 
habe sie gelernt, die Lügen in den 
Anzeigen zu erkennen. Wo  eine 
„schöne helle Wohnung“ geboten 
wurde, fand sie eine dunkle, in die 
nie ein Strahl Sonne fiel. Die „ruhi ge 
und zentrale Lage“ war eine Woh­
nung an einer Ausfallstraße, die 
selbst bei geschlossenen Fenstern 

Freier Blick
auf die Autobahn

immer eine dumpfe  Geräuschkulisse 
lieferte. Und der „freie Blick“ war 
die unverbaubare Sicht über eine 
Stadtautobahn. 
„Was derzeit vor allem an preiswer­
ten Wohnungen angeboten wird, 
ist eine Zumutung“, sagt Thomas 
Fischer­Lück vom Berliner Mieter­
verein. Und der Druck auf dem 
Wohnungsmarkt erhöht die Gefahr, 
bei der Besichtigung Mängel zu 
übersehen – oder sie hinzunehmen, 
weil sonst eben ein anderer den Zu­
schlag erhält. „Man sollte sich schon 
mal die Betriebskostenabrechnung 
zeigen lassen, oder fragen, woher 
denn die Wärme im Haus kommt“, 
rät Fischer­Lück. Gibt es Wasser­
uhren in den Wohnungen? Betreibt 
ein teurer Wärmelieferant die Hei­
zung? Stimmt die angegebene Woh­
nungsgröße und ist die Kaution si­
cher angelegt? 
MieterMagazin 12/2011
„In der Nassauischen Straße  habe 
ich eine Wohnung mit ungefähr 60 
anderen Interessenten angesehen“, 
 erinnert sich Katharina Semper. Die 
 Wohnung sei schön gewesen, sie 
habe sich auf die Warteliste setzen 
lassen. Bereits am nächsten Tag hat 
der Makler sie angerufen mit der 
Mitteilung: Dies sei eine Wohnung, 
für die eigentlich ein Wohnberechti­
gungsschein (WBS) verlangt  werde. 
Der Vermieter könne natürlich be­
antragen, dass die Beschränkung 
aufgehoben würde, die Miete würde 
sich aber dadurch erheblich erhöhen. 
„Der Nachweis eines WBS stand 
überhaupt nicht in der Anzeige“, 
sagt Katharina Semper noch immer 
empört. Sie vermutet: „Die  wollten 
da natürlich auch niemanden mit 
WBS im Haus haben, sondern sich in 
Ruhe die neuen Mieter aussuchen“ 
– solvente Mieter, die auch bereit 
sind, eine höhere Miete zu zahlen. 
Ein Skandal sei es, so hatte Mieter­
vereinsgeschäftsführer Reiner Wild 
kritisiert, dass der Senat jahrelang 
die angespannte Situation am Ber­
liner Wohnungsmarkt geleugnet 
hat. Und nach wie vor heißt es aus 
der Senatsverwaltung für Stadtent­
wicklung: Es gäbe durchaus noch 
Wohnungen auf dem Berliner Markt 
– manchmal müsse man eben auch 
bereit sein, ein paar Straßen  weiter 
zu ziehen. „Ein paar Straßen  weiter” 
sind für Tanja Martin kein  Problem: 
„Aber für uns steht auch fest: Wir 
wollen im Kiez bleiben. Hier  haben 
wir uns ein Netzwerk aufgebaut, auf 
das wir uns verlassen können“: die 
Kita, in der es schon einen Platz für 
ihren Jüngsten gibt, Freunde mit 
gleichaltrigen Kindern, die auch mal 
einspringen, wenn es nötig sein soll­
te.
„Ich habe es nur dem Tipp einer 
Bekannten zu verdanken, dass ich 
diese Wohnung in meinem Kiez 
bekommen habe“, sagt Katharina 
Semper. Die Vormieterin war bereit 
gewesen, sie zu empfehlen –  gegen 
Zahlung von 1500 Euro für  einen 
abgezogenen Holzfußboden. Dafür 
bekam die Angestellte die Wohnung 
– unrenoviert, versteht sich: „Ich habe 
meine gesamte Abfindungssumme 
von 20 000 Euro hier reingesteckt.“ 
Die Mieterin hat Bad und Küche er ­
neuert, Türen auf gearbeitet, die Räu­
me gemalert. Jetzt hofft sie, dass der 
Vermieter in ein paar Jahren nicht 
auch wieder verkauft. Er hat es ihr 
versprochen: „Aber kann ich da si­
cher sein?“
Rosemarie Mieder 

F Der Marktdruck 
führt dazu, dass 
Wohnungsmängel 
übersehen oder 
 hingenommen 
werden

Abfindung und Abstand
Es kommt öfter vor, dass Vermieter versuchen, dem 
Mieter einen Auszug durch „goldenen Handschlag“ – 
die Bezahlung einer Abfindung – schmackhaft zu ma­
chen. Der erste Weg führt dann zur Rechtsberatung: 
Sollte die ergeben, dass man als Mieter nichts oder 
nicht viel in der Hand hat, um sich gegen eine Kündi­
gung zu wehren, ist die Annahme der Abfindung oft 
die beste Option. Das gilt selbstverständlich auch, 
wenn man ohnehin vorgehabt hat, sich eine neue 
Wohnung zu suchen. Je nach Höhe der Abfindung – 
bei entsprechendem Interesse des Vermieters geht es 
schon mal um fünfstellige Summen – sind zumindest 
die Kosten des Umzugs abgedeckt.
Häufige Praxis ist auch, dass der Altmieter vom neu­
en bei Überlassung der Wohnung eine Ablösesumme 
(„Abstand“) verlangt. Werden für die verlangte Sum­
me keine reellen Gegenwerte in Form von Möbeln und 
Einbauten geboten, dann ist eine solche Vereinbarung 
unzulässig. Der neue Mieter kann sie beruhigt unter­
schreiben und später sein Geld zurückverlangen. Das 
gilt auch, wenn die überlassenen Gegenstände in ei­
nem auffälligen Missverhältnis zur Ablösesumme ste­
hen. Als unverhältnismäßig gilt, wenn der Wert der 
überlassenen Einrichtungen unter 50 Prozent des Kauf­
preises liegt.                                        
Udo Hildenstab
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Senioren

„Hier können wir noch lange 
wohnen bleiben“ 
eine älter werdende Mieterklientel bestimmt zunehmend wohnungswirt-
schaftliches Denken: Vermieter bieten ihren Kunden immer mehr Umbau -
maßnahmen und Serviceangebote. Aber vieles beschränkt sich auf die 
neubausiedlungen. Wer in der Berliner innenstadt sucht, hat schlechte 
Karten. Dabei werden die Wohnbedürfnisse der Generation 65 plus im-
mer vielfältiger, sagen Altenforscher.
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Wenn Evelin Bilabel morgens die Tür 
zum Bad öffnet, erlebt sie noch im­
mer einen kleinen Glücksmoment. 
Der Raum scheint ihr heute größer, 
denn wo einmal eine Badewanne 
viel Platz in Anspruch nahm, steht 
jetzt eine Dusche mit aufklappba­
ren Glastüren. Sie  hatten die Sanie­
rung ihrer Tempelhofer Wohnanla­
ge aus den 1950er Jahren genutzt, 
um die bauliche Veränderung vor­
nehmen zu lassen – mit Zustimmung 
und Unterstützung ihres Vermieters. 
Das gibt ihnen ein Stück Gewissheit: 
„Hier können wir noch lange woh­
nen bleiben.“
So wie die 70­Jährige hoffen das 
viele Ältere, und dieser Wunsch ist 
längst bei Vermietern  angekommen 
– sind doch Senioren ein Kunden­
potenzial, das weiter wächst: In Ber­

Handläufe und  E 
schwellenlose 

Zu gänge ermög­
lichen ein sicheres 
seniorengerechtes 

Wohnen

Freundlich oder gerecht?
Viele Vermieter bieten Serviceleistungen an, die helfen 
sollen, einen schwieriger werdenden Alltag zu mana­
gen. Die Angebote reichen von Conciergediensten, vor 
allem in Hochhäusern, über Einkaufshilfen, Hausmeis­
terdienste, Ausweichwohnungen für die Zeit von Um­
bauten bis hin zu organisierten Dampferfahrten und 
Weihnachtsfeiern im Kiez. Soziale Betreuungsdienste 
wie „Sophia“ können gebucht werden und sind dann 
rund um die Uhr erreichbar. 
Seniorenfreundlich ist ein dehnbarer Begriff. Gemeint 
sind modern ausgestattete Wohnungen, die den Be­
dürfnissen Älterer angepasst sind. Beispielsweise durch 
stufenlose Zugänge, weitgehende Barrierefreiheit in­
nerhalb der Wohnung und Anpassungen in Küche und 
Bad. 
Seniorengerecht dagegen ist an bestimmte DIN­Nor­
men gebunden: Sie sind konsequent barrierefrei, das 
heißt rollstuhlgerecht gebaut, verfügen zum Teil über 
eine Notrufanlage und können häufig auf die Dienste 
einer Sozialstation in der Nachbarschaft zurückgreifen.
rm
lin rechnen die Demografen damit, 
dass die Zahl der 65­ bis 80­Jähri­
gen bis 2030 um 14 Prozent ansteigt.
Bei der Berliner Bau­ und Woh nungs­
genossenschaft von 1892, zu  deren 
Mietern auch Evelyn  Bila bel und ihr 
Mann gehören, ist eine  älte re Be­
wohnerschaft heute bereits Rea li  tät: 
über 40 Prozent der Mieter sind äl­
ter als 60 Jahre. Daher gehören al­
tersfreundliche Wohn­ und Service­
angebote zum notwendigen Stan­
dard. Dazu zählen zuallererst Um­
bauangebote, die sich längst nicht 
mehr nur auf Haltegriffe in Bädern 
und den Einbau von Duschen oder 
das Absenken der Duschtassen be­
ziehen. Es ist – je nach Bedarf der 
je weiligen Mieter – auch möglich, 
Kü chenmöbel an  eingeschränkte Be­
wegungsfreiheit anzupassen, Hand­
läufe an Wänden anzubringen, 
Übergänge auf Balkone abzusenken 
oder mit leicht begehbaren  Rampen 
zu versehen und Türen so zu erwei­
tern, dass ältere Menschen sich mü­
he los auch mit einem Rollator oder 
ei nem Rollstuhl in der Wohnung be­
wegen können. Vor allem kommu­
nale Woh  nungsunternehmen infor­
mieren Interessenten schon einmal 
im Vorhinein, was möglich ist. 
Bei der Wohnungsgesellschaft Stadt 
und Land gibt es dafür eine Senio­
renbeauftragte, Degewo und Howo­
ge bieten mit Katalogen erste hand­
habbare Übersichten. Mit dem Heft 
der Howoge können Interessenten 
sich auch über die Preise informie­
ren, mit denen sie rechnen müssen: 
So schlägt die Erhöhung einer Steck­
dose (unter Putz) mit 180 Euro zu 
Buche, ein Handlauf im Flur ist mit 
75 Euro veranschlagt, der Einbau ei­
ner Schiebetür kostet 420 Euro und 
die Umrüstung von der  Badewanne 
auf eine XXL­Dusche ist für 2400 
Euro zu haben. 
Wer im jeweiligen Fall die Kosten 
für solche Ein­ und Umbauten trägt, 
kann sehr unterschiedlich sein: Der 
Mieter kann sie selbst übernehmen. 
Oder der Vermieter zahlt und legt 

Zuschüsse von Pflege- 
und Krankenkassen

die Ausgaben dann als 11­prozenti­
ge Modernisierungsumlage auf die 
Miete um. Geprüft werden soll­
te unbedingt, welche Zuzahlungen 
zu derartigen Umbauten etwa bei 
Kranken­ und Pflegekassen bean­
tragt werden können. Dabei helfen 
Seniorenberatungsstellen, aber auch 
Kundenberater in Wohnungsbauge­
MieterMagazin 12/2011



sellschaften und Genossenschaften. 
Wer einen Umbau scheut und  lieber 
in eine fertig umgebaute, senioren­
freundlich ausgestattete Wohnung 
ziehen möchte, wird inzwischen bei 
vielen großen Vermietern fündig. 
Die Palette reicht bis zu sogenann­
ten Seniorenhäusern, wie sie bei­
spielsweise die Gewobag in ihrem 
Bestand hat. An vier Standorten in 
Tempelhof baut das Unternehmen 
gegenwärtig im Rahmen eines Mo­
dellvorhabens des Bundesbauminis­
teriums aufwändig ganze Blöcke um 
und will den künftigen Mietern nicht 
nur altersgerechte Wohnungen bie­
ten, sondern auch mit dafür sorgen, 
dass im umliegenden Quartier Be­
dingungen entstehen, die sowohl ein 
selbstbestimmtes Leben im Alter als 
auch ein Miteinander der Generatio­
nen möglich machen: Dienstleistun­
gen, Treffs, soziale Einrichtungen 
und ein Wegenetz, das sowohl für 
Mieter mit Rollatoren aber auch für 
Kinderwagen und Fahrräder bequem 
zu nutzen ist. 
Mit „Wohnkomfort 50 Plus“ wirbt 
die Gesobau im Märkischen Viertel, 
wo sie ihre Bestände grundlegend 
saniert. Wer eine der seniorenfreund­
lich ausgestatteten Wohnungen mie ­
tet – mit bodengleichen Duschen, 
abgesenkten Balkonschwellen, brei­
teren Türöffnungen – der zahlt je 
nach Wohnungsgröße 20 bis 30 Eu­
ro mehr Miete als sonst üblich. 
„Ich will nicht ins Märkische Viertel 
ziehen“, erklärt Martin Kemper. Der 
64­jährige Beamte geht in wenigen 
Monaten in den Ruhestand und 
sucht seit einem halben Jahr. Weil 
er muss – seine Charlottenburger 
Altbauwohnung wurde verkauft und 
die Besitzer machen Eigenbedarf gel­
tend. Aber auch weil ihm nach dem 
Tod seiner Frau die Dreizimmerwoh­
nung zu groß und vier Treppen in­
zwischen zu hoch sind. Für Martin 
Kemper steht fest: Er will in der City 
West bleiben, möglichst in Charlot­
tenburg. Hier hat er all seine Be­
kannten, seinen Kegelklub und die 
Kultur, die er mag.
„Die Wohnbedürfnisse der über 65­
Jährigen sind heute vielfältig und 
differenziert – ganz ähnlich wie in 
anderen Altersgruppen auch“, gibt 
Hans­Werner Wahl, Psychologe und 
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Altersforscher der Uni Heidelberg 
zu bedenken. Es stimmt eben nicht, 
dass sich alle verkleinern und im Al­
ter vielleicht in einem Zimmer auf 30 
Quadratmetern leben wollen.  
Martin Kemper legt neben der Lage 
auch Wert auf einen Fahrstuhl im 
Haus, er möchte am liebsten eine 
ebenerdige Dusche, auf jeden Fall 
wieder einen sonnigen Balkon, aber 
eben auch gerne hohe Räume mit 
Stuck an der Decke. Alterstaugliche 
Gründerzeit. Aber da wird er länger 

„Altersgerechte Gründer-
zeit“ ist selten

suchen müssen, denn Umbauten, 
wie sie derzeit in der Platte stattfin­
den, scheint es im Altbau kaum zu 
geben. Nicht machbar oder unbe­
zahlbar, begründen dies Vermieter. 
Und meinen damit wohl auch, dass 
sich die Wohnungen in den gefrag­
ten Altbauquartieren auch an Jün­
gere problemlos vermieten lassen. 
„Tatsache ist, dass Ältere mit ihren 
Ansprüchen auf dem freien Woh­
nungsmarkt nicht so viele Chancen 
haben“, weiß Wahl. 
Wer die seniorenfreundlichen Wohn­
angebote vor allem der kommuna­
len Vermieter auf einem Stadtplan 
sucht, merkt schnell: Senioren wer­
den allermeist an den Stadtrand ver ­
wiesen: Nach Marienfelde und Mar­
zahn, in die Gropiusstadt, nach Hel­
lersdorf oder Hohenschönhausen.
Bestände wie die der Wohnungs­
baugesellschaft Mitte sind eine Aus­
nahme. Ihre Plattenbauten stehen 
allesamt in der City Ost – beispiels­
weise am Alexanderplatz, dem Platz 
der Vereinten Nationen, in der Span­
Alten­Wohngemeinschaften, Pflege­
wohnen oder auch betreutes Woh­
nen zählen zu Wohnformen, die sich 
in den zurückliegenden Jahren für 
Hochaltrige oder  Pflegebedürftige 
 etabliert haben. „Ich kann nur raten, 
über eine solche Möglichkeit für an­
dere, aber auch für sich rechtzeitig 
nachzudenken“, rät Hans­Werner 
Wahl. Und möchte auch die kommu­
nalen Wohnungsbaugesellschaften 
dabei in die Pflicht nehmen: „Die 
haben meiner Ansicht nach einen 
Aufklärungs­ und Bildungsauftrag.“ 
Nicht nur Kataloge über ihre Um­
bauten sollten vorliegen, sondern 
vielleicht auch eine DVD entwickelt 
werden, mit deren Hilfe Wohnen im 
Alter schon für Jüngere visualisiert 
werden kann.     Rosemarie Mieder

Freizeitangebote im 
Wohnumfeld und 
die Möglichkeit zu 
sozialen Kontakten 
sind der neuen 
Seniorengenera tion 
sehr wichtig

dauer oder der Rosenthaler Vorstadt. 
Da bietet sich beides an: attraktive 
Zentrumslage und Flexibilität, was 
Umbauten angeht. So verwundert 
es nicht, dass hier ein Teil der Mie­
ter seit über 50 Jahren lebt. Damit 
das auch weiter gut möglich ist, rüs­
tet die WBM ihre Bestände auf, um 
Äl teren das Bleiben solange wie es 
geht zu ermöglichen.
Auch Lisa und Heinz Schenk waren 
in ihrer Wohnung geblieben – von 
Halle nach Berlin zu Tochter und En­
keln zu ziehen, dagegen hatten sie 
sich immer gewehrt. Nachdem sich 
das Augenlicht der Mutter stark ver­
schlechterte, der Vater zunehmend 
Anzeichen von Demenz zeigte, muss­
te schnell eine Lösung gefunden wer ­
den. Die Tochter begann unter gro­
ßem Druck in ihrer Friedrichshainer 
Umgebung zu suchen. 
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BerlIner Modelluntersuchung

Weniger einkommen – 
mehr umweltbelastung
Menschen mit geringem einkommen oder niedriger Bildung sind häufiger 
als andere teile der Bevölkerung ungünstigen umweltbedingungen wie 
Feinstaub und lärm ausgesetzt. das besagen mehrere studien zur um-
weltgerechtigkeit, die vom umweltbundesamt (uBA) veröffentlicht wur-
den, darunter eine umfangreiche Berliner Modelluntersuchung. 
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Wer wenig ver-

dient, ist auf preis-
werten Wohnraum 
angewiesen, der 
wiederum mehr 
Umweltbelastun-
gen aufweist

Umweltbelastungen sind in Deutsch-
land sozial ungleich verteilt.  Fami lien 
mit geringem Einkommen und nied -
ri gem Bildungsstand sind  besonders 
häufig von Lärm und Luftverschmut -
zungen betroffen. In den Wohnge-
bieten von unteren Einkommens-

schichten mangelt es außerdem an 
Grünanlagen. Das sind die Kernaus-
sagen des vom UBA veröffentlichten 
„Umwelt und Mensch Informations-
dienstes“ (UMID) zum Thema Um-
weltgerechtigkeit.
Ein Modellprojekt zu dem noch 
neuen Forschungsfeld Umwelt-
ge  rechtigkeit wird im Land Berlin 
durch geführt. Dazu wurden die Da-
ten aus dem „Monitoring Soziale 
Stadtentwicklung“ mit Umwelt- und 
Gesundheitsdaten verknüpft. Die 
ersten, noch vorläufigen  Ergebnisse 
zeigen, dass sozial benachteiligte 
Stadtquartiere, die im Sozialmoni-
to ring auf den hinteren Plätzen lan-
deten, auch überdurchschnittlich 
von Luftverschmutzung betroffen 
sind. Etwa zehn Prozent der Berliner 
Bevölkerung leben in einem Stadt-
viertel, das sowohl sozial als auch 
in der Luftqualität schlecht bis sehr 

L Das UMID-
Themenheft „Um-
weltgerechtigkeit“ 
(Ausgabe 2/2011) 
kann kostenlos 
unter info@umwelt
bundesamt.de und 
unter S (0340) 
21 03-21 30 
bestellt werden, 
man findet es auch 
im Internet unter 
www.umwelt
bundesamt.de/
umid/
schlecht abschneidet. 
Einen ähnlichen Zusammenhang 
gibt es bei der bioklimatischen Be-
lastung. In der dichtbebauten In-
nenstadt herrscht wegen höherer 
Temperaturen und geringem Luft-
austausch ein ungünstigeres Biokli-
ma. Fast alle Stadtteile mit sozialen 
Problemen haben auch ein belasten-
des Bioklima. In den Quartieren, die 
gleichzeitig sozial und bioklimatisch 
benachteiligt sind, leben 23 Prozent 
aller Berliner.
Für das Bioklima spielen die Grün- 
und Freiflächen eine große Rolle. 
Aber auch als Naherholungs- und 
Sportflächen haben sie einen Ein-
fluss auf die Gesundheit. Die Innen-
stadtquartiere sind mit Freiflächen 
unterversorgt. Etwa die Hälfte der 
sozial benachteiligten Quartiere ha-
ben auch zu wenige Grünflächen.
Beim Thema Lärm sind zwar  eine 
Reihe von Stadtteilen mit hoher 
Lärmbelastung und niedrigem so zia-
len Status sowie umgekehrt gut si-
tuierte Viertel mit wenig Lärm zu 
erkennen, doch einen statistisch 
auffälligen Zusammenhang hat man 
auf Quartiersebene nicht festge-
stellt. Hier muss die Untersuchung 

Innenstadtquartiere 
mit geballter Belastung

offensichtlich kleinräumiger ausfal-
len, denn die größte Lärmquelle, der 
Straßenverkehr, belastet vor allem 
die direkten Anwohner der Haupt-
verkehrsstraßen, während es schon 
wenige Meter weiter in den Neben-
straßen oder in den Blockinnenbe-
reichen sehr viel ruhiger sein kann. 
Im Modellprojekt zur Umweltge-
rechtigkeit wurde erstmals der Ver-
such unternommen, die vier Fakto-
ren Luftbelastung, Bioklima, Freiflä-
chenversorgung und Lärm gemein-
sam zu betrachten. Für jeden der 
426 Berliner Planungsräume  wurde 
ermittelt, wie viele dieser  Einflüsse 
ihn belasten. Die meisten  Quartiere 
mit Drei- oder Vierfachbelastung 
befinden sich im Innenstadtbereich, 
während die einfach oder gar nicht 
belasteten Viertel ganz überwie-
gend am Stadtrand liegen. Hohe 
ökologische Mehrfachbelastungen 
gibt es zwar auch in sozial stabilen 
Lagen wie Charlottenburg, Wilmers-
dorf, Schöneberg, Mitte, Prenzlauer 
Berg und Friedrichshain. Doch am 
geballtesten sind die  Belastungen in 
den Stadtteilen mit niedrigem sozia-
len Status: Nord-Neukölln, Kreuz-
berg, Tiergarten, Wedding und im 
südlichen Reinickendorf. Wenn man 
die im Sozialmonitoring festgestell-
ten Problemlagen als fünften Faktor 
einbezieht, erkennt man, dass sich 
die vier- und fünffachen Belastun-
gen in diesen Stadtteilen konzen-
trieren (siehe Karte). Die sozialstruk-
turell schwachen Großsiedlungen 
am Stadtrand machen dabei eine 
erfreuliche Ausnahme: In Marzahn, 
Hellersdorf, Hohenschönhausen, in 
der Gropiusstadt, im Märkischen 
Viertel und auf dem Falkenhagener 
Feld sind die Umweltbelastungen 
verhältnismäßig gering. 
„Bereits jetzt ist erkennbar, dass die 
als mehrfach belastet  identifizierten 
innerstädtischen Gebiete auch durch 
den Klimawandel besonders betrof-
fen sein werden“, erklärt Benjamin-
Immanuel Hoff, Staatssekretär der 
MieterMagazin 12/2011
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Senatsverwaltung für Gesund heit, 
Umwelt und Verbraucherschutz, 
die für das Modellprojekt die Feder 
führt. 
Für ihn belegen die ersten Er gebnis-
se, dass „neue zukunftsfähige Ins-
tru mente und Steuerungsmöglich-
keiten“ entwickelt werden müssen. 

Quartiersmanagement- 
gelder sind in Öko-
Projekten gut investiert

Die Senatsverwaltung möchte des-
halb die Analysen in den kommen-
den zwei Jahren mit aktuellen Daten 
zu einem kleinräumigen Umwelt-
belastungsmonitoring weiterentwi-
ckeln. Die Politikfelder Gesundheit, 
Soziales, Stadtentwicklung und Um-
welt sollen zudem stärker als bisher 
ressortübergreifend bearbeitet wer-
den. Die Untersuchung liefert auch 
gute Argumente dafür, gezielt in den 
Quartiersmanagement-Gebieten 
ökologisch wirksame und gesund-
heitsfördernde Investitionen vorzu-
nehmen.
Das UBA berichtet von mehreren 
Studien, die zu ähnlichen Ergebnis-
sen kommen wie das Berliner Mo-
dellprojekt. Auch in München und 
im Ruhrgebiet gibt es einen deutli-
chen Zusammenhang zwischen Ar-
mut und schlechter Umweltqua lität. 
In Sachsen-Anhalt wurde festgestellt, 
dass Schulanfänger aus bildungs-
fernen und ärmeren Haushalten öf-
ter an Hauptverkehrsstraßen woh-
nen, stärker Autoabgasen ausgesetzt 
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gem Einkommen und geringem Bil-
dungsstand wahrgenommen wurde.
Wie kommt es dazu, dass in Gegen-
den mit hohen Umweltbelastungen 
vorwiegend untere Sozialschichten 
wohnen? Dafür gibt es zwei Erklä-
rungen: Industrieansiedlungen, Ver-
kehrsstraßen, Einflugschneisen oder 
Mülldeponien werden überwiegend 
in der Nähe von einfachen Wohnge-
bieten geplant, weil die politischen 
und industriellen Entscheidungsträ-
ger glauben, dort auf geringeren 
Widerstand zu stoßen. Zum anderen 
senkt Umweltverschmutzung den 
Wert der betroffenen Immobilien 
und damit auch die Mieterhöhungs-
möglichkeiten. Einkommensschwa-
che Mieter sind auf der Suche nach 
einer bezahlbaren Wohnung  häufig 
gezwungen, Umweltbelastungen in 
Kauf zu nehmen. Wer es sich hin ge -
gen leisten kann, zieht in eine Wohn-
gegend ohne Lärm und Abgase. Dass 
zum Beispiel Stadtautobahnen zu ei-

sind und häufiger unter Atemwegs-
erkrankungen leiden.
Nicht nur im Wohnumfeld, sondern 
auch in Innenräumen können Ge-
sundheitsrisiken auftreten. Die stei-
genden Energiepreise bringen vor al-
lem finanzschwache Haushalte  dazu, 
im Winter weniger zu heizen und zu 
lüften. Bei einer schlechten Bausub-
stanz kann das zu Feuchteschäden 
und Schimmelpilzbefall führen und 
Infektionen oder Allergien auslösen. 
Das Bremer Gesundheitsamt hat 
beobachtet, dass in den letzten 
fünf Jahren das Beratungs-
angebot zum Thema 
Schimmel zuneh-
mend von Haus-
halten mit 
niedri-
ner sozialen Abwertung der angren-
zenden Wohngebiete führen und 
Haushalte umso ärmer sind, je näher 
sie an der Autobahn wohnen, hat 
das Stadtforschungsbüro Topos in 
einer Studie über die A 100 gezeigt 
(MieterMagazin 4/2011, Seite 21: 
„Arm in der ersten Reihe“). 
„Auch Menschen in sozial benach-
teiligten Vierteln brauchen ein ge-
sundheitsförderndes Wohnumfeld. 
Das zu garantieren, ist Aufgabe der 
Umweltpolitik und ihrer Koopera-

tionspartner“, 
sagt UBA-Prä-

sident Jochen Flasbarth. Umwelt- 
und So  zialpolitik dürfen dabei 
nicht gegen einander ausgespielt 
werden. Es wä re verheerend, wenn 
der Umweltschutz zu Lasten derer 
ginge, die in der Gesellschaft ohne-
hin schon benachteiligt sind. 
Jens Sethmann

umweltgerechtigkeit
Der Begriff Umweltgerechtigkeit („environmental 
 justice“) wurde in den 1980er Jahren in den USA ge-
prägt. Auslöser waren mehrere Aufsehen erregende 
Umweltskandale und die lange gängige Praxis, Gift-
mülldeponien, Fabriken, Kraftwerke, Autobahnen, 
Klärwerke oder Schweinemastanlagen in oder neben 
Sozialwohngebieten anzulegen, in denen hauptsächlich 
Schwarze und Arme lebten. Seit der Bürgerrechtsbe-
wegung ist in den USA die Aufmerksamkeit für solche 
Diskriminierungen stark gewachsen. In Deutschland 
gibt es zum Thema Umweltgerechtigkeit erst seit etwa 
zehn Jahren umfangreichere Forschungen.               js

Quelle: Senats-
verwaltung für 

Gesundheit, Umwelt 
und Verbraucherschutz

Mehrfachbelas-
tung durch die 
Umweltfaktoren
Lärm, Luft, Bio-
klima, Freiflächen-
versorgung sowie 
Entwicklungs-
index (Soziale 
Problematik)

fünffach belastet
vierfach belastet
dreifach belastet
zweifach belastet
einfach belastet
unbelastet
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Fußboden­
heizungen 

bescheren nicht 
nur behagliche 

Wärme, sie haben 
auch geringere 
Wärmeverluste 

als konventio nelle 
Heizungen
FuSSbodenheizung

Schluss mit kalten Füßen
Sind die Füße erstmal warm, friert auch der Rest des Körpers nicht so 
schnell. Fußbodenheizungen sorgen nicht nur für eine wohlige und 
gleichmäßige Wärme, sondern sparen auch noch energie.
Schon die alten Römer wussten die 
Vorteile einer Fußbodenheizung zu 
schätzen. Solche damals Hypokaus­
ten genannten Heizungen sind noch 
heute in den Überresten des vom 
Vesuv verschütteten Pompeji gut 
zu erkennen: kanalartige Röhren in 
einem Zwischenboden unter dem 
eigentlichen Fußboden. Durch sie 
wurde heißer Dampf geleitet und 
der Boden dadurch warm –  laut 

Überlieferung teilweise so sehr, dass 
die Bewohner nur mit Schuhen da­
rauf laufen konnten. Allerdings konn­
ten sich nur reiche Römer diesen Lu­
xus leisten, und mit dem Untergang 
des Römischen Reiches ging auch 
diese Technik unter. 

inbau auch in Altbauten möglich
ußbodenheizungen lassen sich auch in Altbauten nach­
räglich einbauen. Das kann sich zum Beispiel dann an­
ieten, wenn ohnehin ein alter und kaputter Dielenbo­
en herausgerissen werden muss. Konventionelle Fuß­
odenheizungen sind im Altbau meist nur dann nicht 

nstal lierbar, wenn die Belastung etwa bei Holzbalkende­
ken zu groß wäre. „Die Industrie hat aber inzwischen 
ine Vielzahl von Lösungen erarbeitet“, so BVF­Ge­
chäftsführer Joachim Plate. „Die Kosten eines nach­
räglichen Einbaus liegen je nach Systemlösung bei 30 
is 60 Euro pro Quadratmeter.“                               
s

Erst in den 1970er Jahren erlebte 
die Fußbodenheizung ihr Comeback, 
und heute ist sie gerade in energie­
effizienten Neubauten in Kombina­
tion mit Wärmepumpe, Brennwert­
kessel oder Solaranlage gang und 
gäbe. Nach Angaben des Bundesver­
bandes Flächenheizungen und Flä­
chenkühlungen e.V. (BVF) wird in­
zwischen in jedem zweiten Ein­ und 
Zweifamilienhaus eine Flächenhei­
zung eingebaut. Dabei fließt entwe­
der warmes Wasser durch Kunst­
stoff­ oder Kupferrohre oder Strom 
durch elektrische Heizleitun gen. 
Rohre oder Heizleiter sind in Schlan­
genlinien unter dem eigentlichen 
Fußboden auf einer nach unten wär­
megedämmten Schicht verlegt. 
Konventionelle Heizkörper  strahlen 
die Wärme direkt nach oben ab, die 
dann im ungünstigsten Fall unter 
der Decke hängen bleibt. Im Unter­
schied dazu verteilt eine Fußboden­
heizung aufgrund ihrer großen be­
heizten Fläche die Wärme gleichmä­
ßig im ganzen Raum. „Fußboden­
heizungen können also mehr Wärme 
übertragen und benötigen somit ge­
ringere Vorlauftemperaturen“, sagt 
Christian Stolte von der Deutschen 
Energie­Agentur (Dena). Das spart 
nicht nur Energie beim Aufheizen 
des Wassers in der Anlage, auch die 
Wärmeverluste sind geringer. Kon­
ventionelle Heizungen werden mit 
bis zu 90 Grad Celsius im Vorlauf 
betrieben. „Heizkörper in einem gut 
gedämmten Gebäude kommen da­
gegen schon mit 55 Grad und Fuß­
bodenheizungen mit 40 Grad aus“, 
so Stolte. Ein weiterer Vorteil der 
gleichmäßigen Wärmeverteilung ist, 
dass die Raumlufttemperatur bei 
gleicher Behaglichkeit zwei bis drei 
Grad niedriger sein kann. Das spart 
eine Menge Energie. „Zudem wir­
belt eine Fußbodenheizung weniger 
Staub auf und dank der nicht mehr 
benötigten Heizkörper entsteht 
mehr Platz in den Räumen.“
Andererseits macht die große 
Wärmefläche Fußbodenheizungen 
auch „träger“ als normale Heizkör­
per: Es dauert länger, bis sich ein 
ausgekühlter Raum aufheizt, denn 
zunächst muss der gesamte Fußbo­
den erwärmt werden. Dass Über­
hitzung droht, wenn die Sonne für 
zusätzliche Wärme sorgt, stimme 
hingegen nicht, betont Stolte. Denn 
wie bei Heizkörpern würden sich die 
Ventile bei Bedarf schließen. „Vor­
aussetzung ist, dass jeder Raum mit 

Für alle bodenbeläge geeignet

elektronischen oder thermostati­
schen Reglern gemäß Energieein­
sparverordnung ausgestattet ist.“ 
Solche raumweisen Temperaturregler 
sind erst seit der Heizungsanlagen­
verordnung von 1994 gefordert, las­
sen sich aber auch nachträglich noch 
einbauen. Das rechne sich aufgrund 
erheblicher  Heizkosteneinsparungen 
gerade in älteren Gebäuden schon 
nach wenigen Jahren, betont BVF­
Geschäftsführer Joachim Plate. 
Laut BVF eignen sich bei Fußboden­
heizungen prinzipiell alle Bodenbelä­
ge, von Parkett über Teppichboden 
und Fliesen bis hin zu Naturstein. 
„Die Wärmeleitfähigkeit des Ober­
bodenbelages beeinflusst allerdings 
den Wärmestrom der Fußbodenhei­
zung nach oben“, sagt Plate. „Be­
sonders gut eignen sich deshalb ke­
ramische Bodenbeläge.“ 
Übrigens kann eine Alternative zur 
Fußbodenheizung auch eine Wand­
heizung sein, die nach dem gleichen 
Prinzip funktioniert. 
Kristina Simons
MieterMagazin 12/2011
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Die kompletten Entscheidungen finden 
Sie im Internet unter www.berliner-
mieterver ein.de/recht/. Diese Beiträge 
sind gekennzeichnet mit  . Im Internet 
haben Sie durch die komfortable Such-
funktion einen bequemen Zugriff auf die 
seit Januar 2001 veröffentlichten Ent-
scheidungen und Aufsätze.
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes

Rechte des Untermieters
Die Erinnerung des Untermieters oder Unterpächters 
eines Mieters oder Pächters des Schuldners gegen die 
Anordnung der Zwangsverwaltung ist unzulässig, 
weil das erforderliche Rechtsschutzinteresse fehlt. 
BGH vom 7.7.2011 – V ZB 9/11 –

  Langfassung im Internet

Aus der Entscheidung ergibt sich, dass ein  Untermieter 
mangels Rechtsschutzbedürfnis keine Rechtsmittel da -
gegen einlegen kann, dass gegen den Haupt-Ver mie-
ter die Zwangsverwaltung angeordnet ist. Der Unter-
mieter eines Mieters des Schuldners (= Hauptver mie-
ter) hat kein Rechtsschutzinteresse, um gegen die 
Zwangsverwaltung vorzugehen. Denn durch die An-
ordnung der Zwangsverwaltung ändert sich für ihn 
nichts. Sein Vertragspartner bleibt der Mieter des 
Schuldners.
Auch mittelbar gebe es – so der BGH – keine Beein-
trächtigung der Rechtsstellung des Untermieters durch 
die Zwangsverwaltung. Diese sei zwar von dem Be-
stand des Hauptmietverhältnisses abhängig. Das sei 
aber keine Folge der Anordnung oder Nichtanordnung 
der Zwangsverwaltung, sondern eine Schwäche, die 
einer Untermiete stets und unabhängig von  einer 
Zwangsverwaltung anhafte, weil sie nur eine  abge -
leitete Rechtsstellung vermittele. Diese  verändere 
sich durch die Zwangsverwaltung nicht, weil der 
Zwangsverwalter nach § 152 ZVG dem Hauptmieter 
gegenüber nur die Rechte geltend machen könne, 
die dem Schuldner (= Hauptvermieter) gegen diesen 
zustünden. Mit deren Geltendmachung müsse ein 
Untermieter auch rechnen, wenn der Vermieter des 
Hauptmieters ein „normaler“ Vermieter sei.

Verwertungskündigung
Zu den Voraussetzungen einer Verwertungskündi­
gung zum Zweck der Veräußerung einer im vermie­
teten Zustand unrentablen und nicht oder nur unter 
erheblichem Preisabschlag verkäuflichen Immobilie. 
BGH vom 8.6.2011 – VIII ZR 226/09 –

  Langfassung im Internet
11
Die Vermieter sind in ungeteilter Erbengemeinschaft 
Eigentümer eines in der ehemaligen DDR liegenden 
Einfamilienhauses. Dieses wurde 1953 unter staat-
licher Verwaltung an die Mieterin vermietet. Nach 
dem Mauerfall und dem Ende der staatlichen Verwal-
tung sind die heutigen Vermieter 1992 in das Miet-
verhältnis eingetreten. Im Juli 2007 kündigten sie das 
Mietverhältnis. Zur Begründung führten sie an, das 
sanierungsbedürftige Haus verkaufen zu wollen, um 
die Erbengemeinschaft auseinanderzusetzen. Es sei 
nicht möglich, das Objekt mit den Mieteinnahmen 
rentabel zu bewirtschaften. Die erstrebte Erbausein-
andersetzung lasse sich nur durch Verkauf bewerk-
stelligen. Das Haus lasse sich in absehbarer Zeit nur 
unvermietet verkaufen. Bei einem Verkauf im vermie-
teten Zustand sei mit einem Mindererlös von 25 bis 
30 Prozent zu rechnen.
Der BGH verwies die Sache zur endgültigen Entschei-
dung zurück an das Landgericht, gab diesem aber 
Folgendes mit auf den Weg:
Bei der Beurteilung, ob einem Vermieter durch den 
Fortbestand des Mietvertrags erhebliche Nachteile 
entstehen und er deshalb zu einer Verwertungskün-
digung nach § 573 Absatz 2 Nr. 3 BGB berechtigt 
ist, muss eine Abwägung sämtlicher Umstände des 
Einzelfalls vorgenommen werden. Ein erheblicher 
Nachteil für den Vermieter scheidet aber nicht schon 
deshalb aus, weil er das Einfamilienhaus bereits im 
vermieteten und unrentablen Zustand erworben hat.

Betriebskostenabrechnung
§ 556 Abs. 3 Satz 1, Abs. 4 BGB steht einer einmali­
gen einvernehmlichen Verlängerung der jährlichen 
Abrechnungsperiode zum Zwecke der Umstellung 
auf eine kalenderjährliche Abrechnung nicht ent­
gegen. 
BGH vom 27.7.2011 – VIII ZR 316/10 –

  Langfassung im Internet

Mieter und Vermieter hatten vereinbart, dass von 
dem bisherigen Abrechnungszeitraum 1.6.2007 bis 
31.5.2008 auf eine Abrechnung nach dem Kalender-
jahr (1.1. bis 31.12.) umgestellt und deshalb der Ab-
rechnungszeitraum einmal auf einmalig 19 Monate, 
das heißt vom 1.6.2007 bis 31.12.2008, verlängert 
werden sollte. Später argumentierte der Mieter, diese 
Regelung verstoße gegen das Gesetz. Eine von dem 
Jahreszeitraum abweichende Vereinbarung zum Nach-
teil des Mieters sei unwirksam (§ 556 Absatz 4 BGB).
Der BGH widersprach dem Mieter: Der nach § 556 
BGB vorgeschriebene Abrechnungszeitraum bei Be-
triebskosten von einem Jahr könne von den Vertrags-
partnern einvernehmlich verlängert werden, zum Bei-
spiel auf 19 Monate. Das komme vor allem dann in 
Betracht, wenn auf die kalenderjährliche Abrechnung 
umgestellt werden soll. Eine durch den Vermieter 
vorgenommene einseitige Verlängerung des Abrech-
nungszeitraumes sei dagegen unwirksam.
27

http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=bc8800795eb8eb9b36de025a7818304a&nr=57536&pos=0&anz=1
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Instanzen-Rechtsprechung
Gasversorgung
1. Der Mieter hat auch dann einen 
Anspruch auf Wiederherstellung 
der Gaszufuhr für den vermieteten 
Gasherd, wenn die Gasleitungen 
des Hauses nach einer Druckprü­
fung stillgelegt wurden und der 
Vermieter die Umstellung auf ei­
nen Elektroherd angeboten hat.
2. Bei Investitionen zur Mängel be­
seitigung in Höhe von 24 Net to ­
mieten liegt noch kein Über schrei ­
ten der sogenannten „Opfergren­
ze“ des § 275 Absatz 2 BGB vor.
LG Berlin vom 8.6.2009 
– 67 S 351/08 –, mitgeteilt 
von RA Jörg Grützmacher

  Langfassung im Internet

Ursprünglich wurde die Wohnung 
mit einer Gasversorgung sowohl 
zum Kochen als auch zur Beheizung 
vermietet. Am 12.6.2007 kündigte 
der Vermieter durch  Hausaushang 
an, dass am Folgetag, dem 13.6. 
2007, die Gasversorgung des Hau-
ses eingestellt werde, was auch 
tatsächlich geschah. Die Mietver-
tragsparteien stritten vor Gericht 
über die Wiederherstellung der 
Gasversorgung. Das Landgericht 
gab dem Verlangen des Mieters 
statt.
Zum einen könne allein aus dem 
Umstand, dass der Mieter vom 
Vermieter einen Elektroherd ent  -
gegen genommen habe und dem 
Vermieter erlaubt habe, einen Was-
serboiler zu installieren, nicht ge-
schlossen werden, dass er der Ver-
sorgungsänderung zugestimmt ha-
be. Dass der Mieter diese Maß-
nahmen geduldet habe, die zwin-
gend notwendig seien, um die 
Wohnung überhaupt ihrem Ver-
tragszweck entsprechend nutzen 
zu können und zu deren Bereitstel-
lung der Vermieter auch verpflich-
tet war, enthalte nicht zugleich den 
Erklärungswert, dass diese „vor-
übergehende“ Behebung der Ver-
sorgungsstörung auf Dauer gedul-
det werden solle.
Die Wahl der Energieart (Strom 
oder Gas) unterfalle auch nicht 
der Dispositionsfreiheit des Vermie-
ters. Die Dispositionsfreiheit bestehe 
zum Zeitpunkt der Errichtung des 
Gebäudes. Mit Abschluss eines Miet -
vertrages bestehe der Anspruch des 
Mieters dahingehend, dass die bei 
Vertragsschluss vorhandene Behei-
zungsart beziehungsweise die Art 
der Herstellung warmer Speisen 
(Gasherd/E-Herd) bestehen bleibe. 
Die bestehende Art der Energiever-
sorgung einer Mietwohnung könne 
der Vermieter während der Dauer 
eines Mietverhältnisses nicht ohne 
weiteres ändern. Etwas anderes kön-
ne insoweit nur dann gelten, wenn 
die Voraussetzungen für eine Mo-
dernisierung vorlägen, die hier nicht 
vorgetragen seien.
Dem bestehenden Erfüllungsan-
spruch des Mieters auf Wiederher-
stellung des vertragsgemäßen Zu-
standes in Bezug auf die Versorgung 
der Wohnung mit Gas könnte zwar 
ein Leistungsverweigerungsrecht des 
Vermieters gemäß § 275 Abs. 2 BGB 
entgegen stehen. Danach kön ne der 
Schuldner (hier: Vermieter) die Leis-
tung verweigern, soweit die se einen 
Aufwand erfordere, der un ter Beach-
tung des Inhalts des Schuldverhält-
nisses und der Gebote von Treu und 
Glauben in einem groben Missver-
hältnis zu dem Leistungsinteresse 
des Gläubigers (hier: Mieter) stehe. 
Wann die Opfergrenze des Vermie-
ers für die Wiederherstellung der 
Mietsache überschritten sei, sei im 
Einzelfall zu beurteilen. Es seien in-
soweit hohe Anforderungen zu stel-
len. Wann der vermieterseitige Auf-
wand unzumutbar sei, lasse sich nur 
unter Würdigung aller Umstände 
des Einzelfalles klären.
Eine solche Unzumutbarkeit habe 
der insoweit darlegungs- und be-
weispflichtige Vermieter aber nicht 
dargetan. Die Nettokosten betrügen 
laut dem vom Vermieter vorgelegten 
Kostenangebot für die Erneuerung 
der Gasanlage 15851,62 Euro.  Die -
se Summe sei aber durch die ver-
tragli che Nettomiete für zwei  Jahre 
(507,30 Euro x 12 x 2 = 1217,20 
Euro) nahezu amortisiert. Ein Über-
schreiten der Opfergrenze lasse sich 
mithin diesem Kostenangebot nicht 
entnehmen.
Blumenkästen
Die Anbringung von Blumenkästen 
an der Außenfassade von Balkonen 
ist nicht mehr vom allgemeinen 
Mietgebrauch gedeckt und kann 
folglich bei Vorliegen eines sach­
lichen Grundes untersagt werden. 
Dies gilt zumindest dann, wenn der 
Vermieter ausdrücklich mietvertrag­
lich das Anbringen von Blumen­
kästen außerhalb der Mieträume 
unter einen Genehmigungsvorbe­
halt gestellt hat.
LG Berlin vom 20.5.2011 
– 67 S 370/09 –

  Langfassung im Internet

Im Mietvertrag hieß es, dass „zur 
Anbringung von Schildern, ... , Blu-
menkästen außerhalb der Mieträu-
me, ... die schriftliche Erlaubnis des 
Vermieters erforderlich ist“. Der Ver-
mieter hatte Blumenkästen außerhalb 
der Balkonrüstung an die Fassade ge-
hängt. Als die Hausverwaltung wech-
selte, verlangte der neue Verwalter 
die Entfernung dieser Blumenkästen. 
Das Landgericht gab ihm recht. 
Es sei nicht ersichtlich, inwiefern die 
Regelung im Mietvertrag den Mieter 
unangemessen benachteiligen wür-
de und damit gemäß § 307 BGB un-
wirksam wäre. Dem Mieter bleibe 
es weiterhin unbenommen, seine 
Blumenkästen innerhalb des Balkons 
oder auf der Brüstung selber – sofern 
möglich – anzubringen. Der da mit 
einhergehende geringe Raumverlust 
sei dabei hinzunehmen.
Bei der Konstruktion des Mieters sei 
aufgrund der allgemeinen Lebens er -
fahrung nicht mit absoluter Sicher-
heit ein Abstürzen der Blumenkästen 
etwa bei Gegenstoßen, Übergewicht 
durch Pflanzen und stürmischer Wet-
terlage beziehungsweise Material-
ermüdung etcetera auszuschließen. 
Auch könne nicht ausgeschlossen 
werden, dass der Bereich unterhalb 
des Balkons nicht von Menschen 
(von Zeit zu Zeit) benutzt werde. 
Der Mieter könne sich schließlich 
nicht auf die von ihm behauptete 
mündlich erteilte Genehmigung sei-
tens der früheren Hausverwaltung 
berufen. Unabhängig davon, ob die -
MieterMagazin 12/2011
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se erteilt worden sei oder nicht, kön-
ne eine solche Genehmigung zumin-
dest dann widerrufen werden, wenn 
vernünftige Gründe hierfür gegeben 
seien. Solche Gründe lägen aber we-
gen der Gefährdung Dritter durch 
die Blumenkästen vor.

Mieterhöhung
Wird der Mietvertrag mit mehreren 
Personen als Vermieter abgeschlos­
sen, sind diese zusammen Vermie­
ter. Treten dieselben Personen in 
einer späteren Mieterhöhungserklä­
rung nunmehr als Gesellschaft bür­
gerlichen Rechts (GbR) auf, ist die 
Mieterhöhung formal unwirksam.
LG Berlin vom 23.6.2011 
– 67 S 561/10 –

Beim Streit um eine Mieterhöhung 
ging es um die Vermietereigenschaft, 
konkret, ob der „richtige“ Vermieter 
die Mieterhöhung abgegeben hat. 
Ausweislich des aufgedruckten 
Briefkopfes wurde das Mieterhö-
hungsverlangen von der „GbR H. 
K., I. U., B. R.“ ausgebracht. Diese 
GbR war aber nicht Vermieterin, wie 
sich aus dem Mietvertrag eindeutig 
ergab. Das Landgericht wies daher 
die Mieterhöhungsklage ab: Nach 
der neueren Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofes besitze eine 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
Rechtsfähigkeit, soweit sie als Au-
ßen-GbR selbst am Rechtsverkehr 
durch Auftreten als GbR teilnehme 
und deshalb eigene Rechte und 
Pflichten begründe (vgl. BGH NJW 
2001, 1056; 2002, 368 und 1207; 
2008, 1378). Damit sei aus Sicht der 
Mieterin eine Gesellschaft mit eige-
ner Rechtsfähigkeit an sie herange-
treten, die aber nicht Vermieterin 
war. Dass diese Gesellschaft aus den 
ihr bekannten Vermietern bestand, 
sei zwar ersichtlich. Nicht ersichtlich 
für die Mieterin sei aber gewesen, 
dass es sich bei der Angabe „GbR“ 
lediglich um ein Versehen gehandelt 
haben solle. Vielmehr seien die Ge-
sellschafter ihr gegenüber seinerzeit 
bei Vertragsabschluss als Vermieter 
in jeweils eigenen Namen gegenüber 
getreten und dadurch selbst berech-
tigt und verpflichtet. Aus Sicht der 
Mieterin wie eines objektiven Beob-
2011
achters rührte daher das Mieterhö-
hungsverlangen nicht von ihren Ver-
mietern her, so dass es keine Wirk-
samkeit entfalten konnte.

Einwendungs­
ausschlussfrist
1. Gemäß § 556 Absatz 3 Satz 5 
BGB sind Einwendungen gegen die 
Abrechnung dem Vermieter inner­
halb eines Jahres nach Zugang der 
Abrechnung mitzuteilen. Nach Ab­
lauf dieser Frist kann der Mieter 
Einwendungen nicht mehr geltend 
machen, es sei denn, der Mieter 
hat die verspätete Geltendmachung 
nicht zu vertreten, § 556 Absatz 3 
Satz 6 BGB.
2. Ebenso wie der Vermieter hat der 
Mieter hierbei ein Verschulden sei­
ner Erfüllungsgehilfen zu vertreten. 
Die Post ist die Erfüllungsgehilfin 
des Mieters, wenn er sich der Post 
zur Beförderung seines Einwen­
dungsschreibens bedient.
3. Der Mieter kann sich hierbei 
nicht dadurch entlasten, dass auf 
dem Postweg unerwartete und nicht 
vorhersehbare Verzögerungen oder 
Postverluste aufgetreten sind, auf 
die er keinen Einfluss hat nehmen 
können. 
LG Berlin vom 22.7.2011 
– 63 S 607/10 –

  Langfassung im Internet

Unstreitig war der Mieterin die streit -
gegenständliche Nebenkostenab-
rechnung am 26.11.2008 zugegan-
gen. Einwendungen gegen die Ab-
rechnung hätten daher spätestens 
bis zum 27.11.2009 erhoben werden 
müssen. Zwar behauptete die Mie-
terin, sie habe bereits mit Schreiben 
vom 6.12.2008 Widerspruch  gegen 
die Betriebskostenabrechnung ein-
gelegt. Jedoch konnte sie den, von 
der Vermieterin bestrittenen, Zu-
gang dieses Schreibens innerhalb 
der Jahresfrist nicht beweisen. Der 
von ihr unter Beweis gestellte Vor-
trag, sie habe das Schreiben an ih-
rem Laptop verfasst und per Post 
versandt, sei jedoch unerheblich, so 
das Landgericht. Selbst wenn sie, 
wie von ihr behauptet, den Wider-
spruch verfasst und rechtzeitig zur 
Post aufgegeben habe, begründe 
dies keinen Anscheinsbeweis für den 
Zugang der Sendung. Einen Beweis 
für den Zugang des Schreibens bei 
der Vermieterin habe sie hingegen 
nicht angeboten. Erst in der Anlage 
zum Schreiben der Mieterin vom 
27.1.2010, mithin nach Ablauf der 
Frist des § 556 Abs. 3 Satz 5 BGB, 
ha be die Vermieterin unstreitig den 
Widerspruch erhalten. Verzögerun-
gen oder Verluste bei der Postbe-
förderung gingen hier zu Lasten der 
Mieterin. Mangels anderweitigen 
Vortrags der Mieterin sei von einem 
Verschulden der Post auszugehen.
Die Mieterin könne sich auch nicht 
dadurch entlasten, dass auf dem 
Postweg unerwartete und nicht vor-
hersehbare Verzögerungen oder 
Postverluste aufgetreten seien, auf 
die sie keinen Einfluss hätte  nehmen 
können. Für eine derartige Einschrän-
kung des § 278 Satz 1 BGB bestehe 
unter Berücksichtigung der Recht-
sprechung des Bundesgerichtshofes 
zum Vertretenmüssen des Vermie-
ters (BGH WuM 09, 236) kein sach-
licher Grund. Vielmehr stehe eine 
einschränkende Anwendung des 
§ 278 BGB im Widerspruch zu der 
Re gelungsabsicht des Gesetzgebers, 
mit der Vorschrift des § 556 Absatz 
3 Satz 2, 3 BGB eine zeitnahe Ab-
rechnung und Abrechnungssicher-
heit zu gewährleisten. Dies gelte 
auch für den Mieter. Es sei kein sach  -
licher Grund erkennbar, warum da-
von ab weichend für den Mieter et-
was an deres gelten solle. Vielmehr 
handele es sich bei den Regelungen 
für den Vermieter und den Mieter 
um wortgleiche Parallelvorschriften 
(§ 556 Abs. 3 Satz 3 und 6 BGB), 
die denselben Zweck, den Eintritt 
von Rechtsfrieden, verfolgten.

Fristlose Kündigung
Die Androhungen des Mieters, das 
von ihm bewohnte Haus in Brand 
zu setzen, zu schießen und das 
Fahrzeug des Leiters des Kunden­
zentrums zu zerstören, sollten sei ­
ne Forderungen nicht erfüllt wer­
den, stellen einen gravierenden 
Pflichtverstoß dar. Gemäß § 543 
Absatz 3 Satz 2 Nr. 2 BGB ist auf­
grund der Schwere des Vertrags­
verstoßes die sofortige Kündigung 
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auch ohne vorherige Abmahnung 
gerechtfertigt. 
AG Lichtenberg vom 4.8.2011 
– 4 C 93/11 – 

  Langfassung im Internet

Nach Ansicht des Amtsgerichts konn-
te der Vermieterin die Fortsetzung 
des Mietverhältnisses nicht zugemu-
tet werden. Gerade die Androhung 
massiver Gewalt erfordere ein ra-
sches Handeln zum Schutze ihrer 
Mitarbeiter und Mieter. Dass der 
Mieter psychisch erkrankt sei, ver-
möge die Gefahr nicht zu entkräf-
ten. Sein Verhalten wirke für die Ver -
mieterin unkontrollierbar und unbe-
herrscht. Zwar mag auch im nach-
barschaftlichen Zusammenleben mit 
psychisch kranken Mietern ein er-
höhtes Maß an Toleranzbereitschaft 
zu fordern sein, die Grenze der To-
leranz sei jedoch da zu ziehen, wo 
Mitmieter oder Mitarbeiter ernsthaft 
gefährdet scheinen. Die  Vermieterin 
sei zum Schutze ihrer Mitarbeiter und 
der anderen Mieter gehalten, Gefah -
ren von diesen abzuwenden. Ihr sei 
daher auch bei einer nicht gänzlich 
unwahrscheinlichen Möglichkeit der 
Gefahrverwirklichung das Recht zur 
Vertragsbeendigung zuzubilligen. Je 
schwerwiegender die  angedrohte Ge-
fahr wiege, desto geringere Anforde-
rungen müssten an die Wahrschein-
lichkeit der tatsächlichen Verwirkli-
chung dieser Drohung gestellt sein.

Konkurrenz von 
Mieterhöhungen
Geht dem Mieter eine Mieterhöhung 
wegen Modernisierung nach § 559 
BGB zu und verlangt der Vermieter 
mit Schreiben vom selben Tag die Zu­
stimmung zu einer Mieterhöhung 
nach § 558 BGB unter Berücksichti­
gung des neu modernisierten Zu­
standes der Wohnung, ist die Mieter­
höhung nach § 559 BGB unwirksam.
AG Mitte vom 28.6.2010 – 12 C 
253/09 –, mitgeteilt von RA Jörg 
Grützmacher

Das Gericht stellt auf den Wirksam-
keitszeitpunkt ab. Der ist aber auch 
dann derselbe, wenn die Mieterhö-
hung nach § 558 BGB einige Tage 
später – aber noch während des sel-
ben Kalendermonats – dem Mieter 
zugeht.

Vereinbarte Förderung
Ein Mieterhöhungsverlangen ist 
dann formell unwirksam, wenn 
nicht angegeben ist, ob und welche 
öffentlichen Fördergelder nach § 88 
d II. WoBauG („vereinbarte Förde­
rung“) geflossen sind. Die Frage, 
ob dann eine Anrechnung dieser 
Gelder zu erfolgen hat, ist eine Fra­
ge der Begründetheit des Mieterhö­
hungsverlangens.
AG Pankow/Weißensee vom 
26.5.2010 – 7 C 89/10 –, mitgeteilt 
von RA Cornelius Krakau 

Der Bau der von der Mieterin inne-
gehaltenen Wohnung wurde von 
der Investitionsbank Berlin im We-
ge der vereinbaren Förderung nach 
§ 88 d II. WoBauG gefördert. Die 
Förderung läuft noch bis 2016. Die 
Mieten können danach jeweils nach 
Ablauf von 15 Monaten um 0,3068 
Euro pro Quadratmeter erhöht wer-
den und während der Förderung bis 
zu einer Miete von 8,44 Euro pro 
Quadratmeter.
Mit Schreiben vom 27. Oktober 
2009 verlangte der Vermieter die 
Zustimmung zu einer Mieterhöhung 
auf 4,50 Euro pro Quadratmeter 
zum 1. Januar 2010. Die Mieterin 
stimmte nicht zu, woraufhin der Ver-
mieter Zustimmungsklage erhob.
Das Gericht wies die Klage des Ver-
mieters ab, weil das Mieterhöhungs-
verlangen formell unwirksam sei. 
Und zwar deshalb, weil es die För-
dergelder überhaupt nicht erwähne. 
Es könne daher dahingestellt blei-
ben, ob die hier begehrte Mieterhö-
hung der Höhe nach auch unter Be-
rücksichtigung der Förderungsmittel 
möglich sei, der Vermieter habe in 
der Mieterhöhungserklärung aber in 
jedem Fall mitzuteilen, ob und wel-
che öffentlichen Fördergelder geflos-
sen seien.
Anmerkung: Wohnungen, die mit-
tels vereinbarter Förderung nach 
§ 88 d des II. WoBauG gefördert 
werden, unterliegen dem Mieterhö-
hungsrecht des BGB, also der §§ 
557 ff. BGB. Die zwischen der öf-
fentlichen Hand und dem Vermieter 
vereinbarten Mietobergrenzen stel-
len Mieterhöhungsbegrenzungen 
im Sinne des § 557 Absatz 3 BGB 
dar und sind bei der Mietspiegel-
Mieterhöhung nach § 558 BGB zu 
berücksichtigen.

Kaution und 
Abgeltungssteuer
1. Nach Beendigung des Mietver­
hältnisses kann der Mieter den Kau­
tionsbetrag nur gekürzt um die Ab­
geltungssteuer (Zinsabschlagsteuer) 
zurückverlangen. 
2. Dies setzt voraus, dass der Ver­
mieter die Voraussetzungen dafür 
geschaffen hat, dass der Mieter die 
vom Kautionssammelkonto des 
Vermieters abgeführte anteilige 
Steuer von seinem Finanzamt er­
stattet bekommt. 
3. Zu diesem Zweck muss der Ver­
mieter im Rahmen seiner Steuer­
erklärung deutlich machen, dass es 
sich bei den Kautionszinsen nicht 
um eigene Zinseinnahmen handelt 
und dem Mieter eine Kopie der 
Steuerbescheinigung des Finanz­
amts vorlegen. 
4. Hat der Vermieter dies versäumt, 
muss er dem Mieter bei Vertrags ­
 en de die volle Kautionssumme plus 
Zinsen einschließlich der vom Fi  ­
nanzamt einbehaltenen Abgel­
tungs steuer auszahlen.
AG Schöneberg vom 8.8.2011 
– 13 C 91/11 –

  Langfassung im Internet

Wohnungsbau­
genossenschaft
1. Eine Wohnungsbaugenossen­
schaft darf von ihren Mietern neben 
dem Genossenschaftsanteil auch 
die Leistung einer Mietkaution ver­
langen. § 551 Absatz 1 BGB steht 
dem nicht entgegen.
2. Weder der genossenschaftliche 
Gleichbehandlungsgrundsatz noch 
das Allgemeine Gleichbehandlungs­
gesetz (AGG) verbieten, dass die 
Genossenschaft die Mietkaution 
nur von einkommensschwachen 
Mietern verlangt.
AG Kiel vom 11.8.2011 
– 108 C 24/11 –

  Langfassung im Internet
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Service

Reinickendorf Pankow

Lichten-
berg

Marzahn-
Hellersdorf

Treptow-KöpenickNeukölln
Steglitz-Zehlendorf

Charlottenburg-
Wilmersdorf

Spandau Mitte

Friedrichshain-
Kreuzberg

Tempelhof-
Schöneberg

Beratungszentren
des Berliner Mietervereins
Wir freuen uns auf Ihren Besuch in den zentral 
gelegenen Beratungszentren des Berliner Mietervereins. 
Zur Beratung bitte immer auch den Mitgliedsausweis 
und den Mietvertrag mitbringen.

Beratungszentrum 

Bahnhofstraße Köpenick 
Bahnhofstraße 5 (Laden), 
nahe Seelenbinderstraße

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet, mit Begleit-
person (Stufe 19 cm)
i Köpenick, Tram/Bus Bahnhof-
straße/Ecke Seelenbinderstraße

Beratungszentrum 

Südstern
Hasenheide 63 (Laden), 
nahe u Südstern

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet (Begleit-
person auf Rampe erforderlich)

Beratungszentrum 

Frankfurter Allee
Jessnerstraße 4/Frankfurter Allee 
(gegenüber Ring Center 1)

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet, mit Begleit-
person (Stufe 19 cm)
u i Frankfurter Allee

Beratungszentrum 

Schönhauser Allee
Schönhauser Allee 134 B

  Zugang im EG 
rollstuhlgerecht
 

Beratungszentrum 

Walther-Schreiber-Platz
Rheinstraße 44

  Zugang über Fahrstuhl 
rollstuhlgeeignet (Stufe 5 cm)
u Walther-Schreiber-Platz
i Feuerbachstraße

Beratungszentrum 

Wilmersdorfer Straße
Wilmersdorfer Straße 50/51 
(neben den Wilmersdorfer Arcaden)

  Zugang über Fahrstuhl 
rollstuhlgeeignet
u Wilmersdorfer Straße

Beratungszentrum 

Altstadt Spandau
Mönchstraße 7 (Laden), 
nahe Markt

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet (Stufe 18 cm)
u Altstadt Spandau 
u i Rathaus Spandau

Beratungszentrum 

Müllerstraße
Müllerstraße 135 (Laden),
nahe Seestraße 
(neben dem Kino Alhambra) 

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet (Stufe 19 cm)
u Seestraße

Hauptgeschäftsstelle
Spichernstraße 1, 10777 Berlin
u Spichernstraße (U 3 und U 9)

  Zugang im EG rollstuhlgerecht
Rechtsberatung: 
Mo, Di, Mi, Do 17-18 Uhr

Beratungs-
zentrum

Frankfurter 
Allee in der 

essnerstraße 4
Bitte beachten Sie
Schriftverkehr: Sollte nach Ihrem Gespräch in der Beratungsstelle 
juristischer Schriftverkehr mit Ihrem Vermieter oder Behörden er-
forderlich sein, wird Ihre Angelegenheit zur weiteren Bearbeitung 
an die Hauptgeschäftsstelle weitergeleitet.
Prozesskostenversicherung: Falls eine gerichtliche Auseinander-
setzung unvermeidlich ist, können die Leistungen der Rechts-
schutzversicherung in Anspruch genommen werden. Erforderlich 
ist jedoch zunächst die Beratung durch den Berliner Mieterverein 
und die Einhaltung der 3-monatigen Wartefrist nach Beitritt. Eine 
telefonische Beratung erfüllt diese Obliegenheitsverpflichtung 
nicht. Es gelten die Bedingungen der Prozesskostenversicherung.
Briefzustellung: Senden Sie Ihre Post bitte ausschließlich an die 
Hauptgeschäftsstelle, da in den Beratungszentren keine Zustel-
lung möglich ist. J
MieterMagazin 12/2011
 Öffnungszeiten 
J Spontan: Beratung ohne Anmeldung
 Montag und Mittwoch von 10 bis 12 und 17 bis 19 Uhr, 
 Dienstag und Donnerstag von 17 bis 19 Uhr, 
 Freitag von 15 bis 17 Uhr 

J Wunschtermin: Beratung mit Terminvereinbarung
 Vielfältige Angebote von 9 bis 20 Uhr 
 und am Samstagvormittag. Vereinbaren Sie telefonisch 
 Ihren persönlichen Wunschtermin.

 Servicetelefon: S 226  260
 Montag, Dienstag, Mittwoch von 9 bis 17 Uhr, 
 Donnerstag von 9 bis 19 Uhr, Freitag von 9 bis 15 Uhr
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Hauptgeschäftsstelle
Berliner Mieterverein e.V.
Spichernstraße 1, 10777 Berlin 
u Spichernstraße (U 3, U 9), 
Bus 204 (Haltestelle U-Bhf. Spichernstraße), nächster i ist 
Zoologischer Garten (in 3 Minuten mit der U 9 erreichbar)

   Zugang im EG rollstuhlgerecht
 S 226 260, Fax: 226 26-161 
E-Mail: bmv@berliner-mieterverein.de 
Öffnungszeiten (nicht Rechtsberatung):
Mo, Di, Mi 9-17 Uhr, Do 9-19 Uhr, Fr 9-15 Uhr
Rechtsberatung: Mo, Di, Mi, Do 17-18 Uhr
 Die BMV-Beratungszentren
 finden Sie auf Seite 31 (eine Seite zurückblättern!)
Weitere Beratungsstellen
überwiegend ohne Terminvereinbarung

 Auskünfte zur Zugänglichkeit 
erhalten Sie über unser 
Servicetelefon S 226  260

Charlottenburg-Wilmersdorf
K Mo 18-19 Uhr 
Haus der Jugend „Anne Frank“, 
Mecklenburgische Straße 15 
u i Heidelberger Platz,
Ausgang Mecklenburgische Straße

K Di 18-20 Uhr 
Haus des Paritätischen 
Wohlfahrtsverbandes (dpw), 
Brandenburgische Straße 80 
u Blissestraße

Lichtenberg
K Di 17-19 Uhr
Kiezclub Magnet, Strausberger Straße 5, 
nahe Konrad-Wolf-Straße, 
Tram M5, Werneuchener Straße

K Di 18-19 Uhr 
sowie zusätzlich nach Termin-
vereinbarung unter S 226  260
Kieztreff Karlshorst, Treskowallee 64, 
Höhe Tram-Haltestelle Marksburgstraße

K Mi 17-19 Uhr 
„Undine“ Wohnprojekt und Kieztreff, 
Hagenstr. 57-60/nahe Frankfurter Allee 
u i Lichtenberg, Ausgang Siegfriedstr.

Marzahn-Hellersdorf
K Mo 17-19 Uhr 
Kieztreff, Marzahner Promenade 38
i Marzahn, 
Tram/Bus Marzahner Promenade

K Do 17-19 Uhr
Stadtteiltreff Kompass, 
Kummerower Ring 42
u Neue Grottkauer Straße

Mitte (Mitte, Tiergarten, Wedding) 
K Di 18-19.30 Uhr 
Selbsthilfe-, Kontakt- und Beratungsstelle, 
Perleberger Straße 44/Ecke Lübecker Straße
u Birkenstraße

K Di 18-19 Uhr 
Seniorenfreizeitstätte, Torstraße 203-205 
u Oranienburger Tor, ca. 500 m Fußweg

Pankow 
K Mi 17-19 Uhr 
Gemeindehaus Pankow, Breite Straße 38 
Tram Pankow Kirche

K Do 17-19, Fr 14-16 Uhr 
Freizeithaus Weißensee, 
Pistoriusstraße 23
Bus 158, 255

Steglitz-Zehlendorf
K Mi 17-19 Uhr 
Nachbarschaftsheim Mittelhof, 
Königstraße 43 (nahe Rathaus 
und Meldestelle) 
i Zehlendorf 

Tempelhof-Schöneberg
K Mo 17-19 Uhr 
Evangelisches Gemeindehaus, 
Friedenstraße 20 
u Alt-Mariendorf

K Mo 18.30-19.30 + Do 10-11 Uhr
sowie zusätzlich nach Termin-
vereinbarung unter S 226  260
AWO-Laden, Goltzstraße 19 (links)
u Nollendorfplatz, u Eisenacher Straße  

Treptow-Köpenick
K Di + Do 17-19 Uhr 
Villa Offensiv, Hasselwerderstraße 38-40 
i Schöneweide
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Servicetelefon
 für weitere Auskünfte, 
      Terminvereinbarungen 
  und Ihre Anregungen:    

    S 226 260

Mieterverein 
Online 
Im Internet erreichen Sie uns unter 
www.berliner-mieterverein.de

Infoblätter
Ob Mietvertrag, Betriebskostenabrech-
nung, Wohnungsmängel oder Mieterhö-
hung, der Mieterverein hält für Sie in der 
Hauptgeschäftsstelle und in den Bera-
tungszentren ein großes Angebot an In-
formationsblättern bereit. Für Mitglieder 
sind alle Informationen auch im Internet 
abrufbar: www.berliner-mieterverein.de 
Benutzername: Mitglied
Aktuelles Passwort: Stadtbild
Beratungen zu Weihnachten 
und Neujahr 2011/2012
Alle Beratungsstellen des Berliner Mieter-
vereins bleiben in der Woche zwischen 
Weihnachten und Neujahr geschlossen. 
Nur die Beratungszentren und die Haupt-
geschäftsstelle sind von Dienstag, dem 
27. Dezember bis einschließlich Freitag, 
dem 30. Dezember 2011 zu den üblichen 
Zeiten geöffnet. 

Auch die Telefonberatung findet an diesen 
Tagen von 13 bis 16 Uhr statt.
Telefonberatung
Bei einfachen rechtlichen Fragen erhal-
ten Sie als Mitglied eine telefonische 
Kurzberatung – schnell und unbürokra-
tisch. Bitte halten Sie Ihre Mitglieds-
nummer bereit (siehe Adressfeld Ihres 
MieterMagazin) und beachten Sie, dass 
die Telefonberatung nicht eine umfang-
reiche Rechtsberatung ersetzen kann. 
Insbesondere, wenn sich aus Ihrer Ange-
legenheit ein Rechtsstreit ergeben soll-
te, ist der Besuch einer Beratungsstelle 
erforderlich. Die Obliegenheit für den 
Rechtsschutz wird mit der Telefonbera-
tung nicht erfüllt. Um Wartezeiten zu 
vermeiden, empfehlen wir, nicht direkt 
zu Beginn und am Ende der Beratungs-
zeit anzurufen.

Telefonberatung: S 226 26-152
Montag bis Freitag von 13 bis 16 Uhr 
MieterMagazin 12/2011
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Beratungsangebote rund um die Wohnung
Heizung & Heizkosten
Bei technischen Fragen zur Heizung und 
Heizanlage hilft Ihnen die Energieberatung 
des Berliner Mietervereins. Kompetente In-
genieure beraten Sie über energiesparende 
Modernisierungsmaßnahmen (auch durch 
Mieter) und bei mangelhafter Beheizung. 
Terminvereinbarung ist möglich 
unter S 2 26 260.
Mo 17-19 Uhr (jeden 1. und 3. Montag): 
Beratungszentrum Altstadt Spandau, 
Mönchstraße 7
Di 17-19 Uhr: Beratungszentrum Walther-
Schreiber-Platz, Rheinstraße 44
Mi 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B
Do 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Frankfurter Allee, Jessnerstraße 4

Überprüfung des 
Fernwärmepreises

Die Berliner Firma SEnerCon überprüft für 
Mitglieder des BMV die Angemessenheit 
des Fernwärmepreises des von Ihnen be-
wohnten Gebäudes. Kosten: 35 E. Einfach 
die Kopie der letzten Heizkostenabrechnung 
des Vermieters (mit Angabe der geliefer ten 
Wärmemenge und des Baualters, gegebe-
nenfalls beim Vermieter erfragen) sowie 
nach Möglichkeit die Wärmeabrechnung 
des Fernwärmelieferanten einsenden an:  
Berliner Mieterverein, z.H. Reiner Wild, 
Spichernstraße 1, 10777 Berlin. 
Nach einer Vorprüfung werden die Unter-
lagen an die SEnerCon weitergeleitet.

Kooperative Verhandlung 
und Mediation
bei Nachbarschaftslärm und Mängeln

Bei Lärm durch den Nachbarn bietet der 
BMV seinen Mitgliedern eine Konfliktbe-
ratung und den Weg einer Problemlösung 
mittels Mediation. Außerdem steht den Mit-
 gliedern das Angebot der kooperativen Ver-
 handlung zur Verfügung. Diese eignet sich 
bei Konflikten mit dem Vermieter, wenn die -
ser zum Beispiel bei Wohnungsmängeln un -
tätig bleibt und nicht reagiert. Das Verfah-
ren findet mit dem Vermieter telefonisch 
oder im direkten Gespräch statt. Beide Ver-
fahren werden von einem Mediator (Ko n -
 fliktvermittler) durchgeführt. Ziel ist immer 
eine einvernehmliche Lösung, um Es kalatio-
nen unter Mietern oder zwischen Vermieter 
und Mieter zu verhindern. Die Angebote 
sind für Mitglieder des BMV kostenfrei.
K Telefonberatung und Kontakt: 
Do 17-18 Uhr: S  440 238 62. Außerhalb der 
Beratungszeit können Sie eine Nachricht hin -
terlassen. Unsere Mediatoren rufen zurück.
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Schwerpunktberatung 
Nutzer/Pächter
K Hellersdorf
Do 17-19 Uhr
Stadtteiltreff Kompass, 
Kummerower Ring 42
u Neue Grottkauer Straße
K Treptow
Do 17-19 Uhr
Villa Offensiv, 
Hasselwerderstraße 38-40 
i Schöneweide

Mietrechtsberatung 
für bildende Künstler
Jeden 1. und 3. Mittwoch im Monat 
von 17 bis 19 Uhr
Köthener Straße 44 (2. OG, BBK), 
Berlin-Kreuzberg 
i Anhalter Bahnhof
in Zusammenarbeit mit dem Berufs-
verband Bildender Künstler in Ateliers, 
Gewerberäumen und Wohnungen 

Hilfe zur Wohnungs-
abnahme/-übernahme
Zur persönlichen Unterstützung 
in Ab- und Übernahmeterminen 
empfiehlt der Ber liner Mieterverein 
folgende sach kundige Per sonen:
Dipl.Ing.Arch. Dietrich Eulitz,
S 294 31 07 oder S 0178 / 780 07 80
Dipl.Ing.Arch. Rüdiger Beer, 
S 39 20 86 27 oder S 0163 / 826 69 44

Kosten: 60 Euro pro Termin 
zuzüglich 10 Euro Fahrtkosten.
Die Beauftragung durch Sie erfolgt 
direkt an die oben genannten Personen. 
Gutachten und juristische Auskünfte 
sind nicht möglich. 
Bei Abnahme: Die Prüfung Ihrer mietver-
traglichen Verpflichtung zu Schönheitsre-
paraturen sollte bereits vor der Wohnungs-
abnahme in einer unserer Beratungsstellen 
erfolgen. 
Gutachten – der BMV 
vermittelt Experten
Vielfach gibt es neben juristischen Fragen 
auch technische Probleme. Zur Beurteilung 
ist Sachverstand erforderlich. 
Mit den nachstehenden Gutachtern haben 
wir für Mitglieder des Berliner Mieterver-
eins günstige Konditionen vereinbart. 
Bitte besprechen Sie die konkreten Kosten 
vor einer Beauftragung. Darüber hinaus-
gehende Auskünfte und Beratungen sind 
telefonisch nicht möglich. Die Juristen des 
Berliner Mietervereins informieren Sie ger-
ne, ob in Ihrer Angelegenheit eine Begut-
achtung angezeigt erscheint.

Wir bieten Gutachten 
zu folgenden Themenbereichen:
K Wohnflächenberechnung
K Schönheitsreparaturen
K Feuchtigkeitsschäden 
durch schadhafte Abdichtungen
K Elektroinstallationen
K Modernisierung: Mieterhöhungsprüfung 
aus bautechnischer Sicht
K Heizung/Warmwasser/Wärmedämmung
K Hausrat
K Wohnungsmängel 
auch bei Schimmelbelastung
K Schimmelpilzbewertung/-bestimmung 
ohne bauliche Ursachenbestimmung
K Geräuschmessung für technische Anlagen
K Elektrosmog/Mobilfunk
K Umweltchemie/Umwelttechnik/
Schadstoffanalyse
K Baubiologie (Elektrosmog, 
Schadstoffanalytik)
Die Gutachter finden Sie unter
www.berliner-mieterverein.de/infos/
gutachter.htm (Passwort-geschützt) 
oder rufen Sie S 226 260 an.

Mietrechtsbroschüren 
Guter Rat und gar nicht teuer. 
Die Mietrechtsbroschüren des Deutschen 
Mieterbundes (DMB) sind zu erwerben 
in der Hauptgeschäftsstelle und in den 
Beratungszentren des Berliner Mieterver-
eins oder beim Deutschen Mieterbund, 
10169 Berlin beziehungsweise im Internet 
unter www.mieterbund.de.
MieterMagazin online lesen
Gut eine Woche früher als bisher können Sie ab sofort Ihr MieterMagazin lesen, wenn 
Sie auf die Online-Ausgabe umsteigen. Papierstapel gehören für Online-Nutzer der Ver-
gangenheit an. Eine erweiterte Suchfunktion lässt Stichworte und Themen schnell und 
exakt auffinden, zudem haben Sie verschiedene Möglichkeiten, die digitalen Artikel zu 
lesen, zu drucken, abzuspeichern oder per E-Mail an Bekannte zu versenden. Wenn Sie 
künftig die Online-Ausgabe des MieterMagazin lesen möchten, können Sie sich unter 
https://service.berliner-mieterverein.de/service anmelden. 
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Service

bezirklichen Wohnungsämtern
K Quartiersmanagement 
www.quartiersmanagement-berlin.de
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung,
Zusatzangebote
Kooperationsangebote
für Mitglieder

Der Berliner Mieterverein hat mit den un-
tenstehenden Einrichtungen Kooperations-
abkommen geschlossen. 
Davon profitieren die Mitglieder. 
Bei Vorlage des Einzahlungsbelegs für den 
Mitgliedsbeitrag oder des aktuellen Mieter-
Magazin mit Namensaufdruck erhalten Sie 
Ermäßigungen für Eintrittskarten.

Bildung und Kultur 
K Urania
www.urania-berlin.de 
S 218 90 91 
K Distel Kabarett – 
Theater im Admiralspalast
www.distel-berlin.de 
S 204 47 04 
K Theater und Komödie 
am Kurfürstendamm 
www.theater-am-kurfuerstendamm.de 
S 88 59 11 88 
K Kleines Theater 
www.kleines-theater.de 
S 821 20 21 
K Reinickendorf Classics – 
Salinas Konzerte 
www.salinas-konzerte.de 
S 47 99 74 23 
K Labyrinth Kindermuseum 
www. kindermuseum-labyrinth.de 
S 49 30 89 01

Reisen, Versicherungen etc. 
Der Deutsche Mieterbund bietet für die 
Mitglieder der Mietervereine besondere 
Konditionen bei Reisen, Versicherungen, 
Autovermietungen etc. 
Information zu den Angeboten 
im Internet unter www.mieterbund.de 
oder beim Berliner Mieterverein, 
S 226 260

S 90 139 - 48 10
K Genossenschaftlich Wohnen
www.berliner-genossenschaftsforum.de
S 302 38 24
K Lärmschutz 
www.stadtentwicklung.berlin.de/umwelt;
Stiftung Warentest – Leseraktion Straßen-
lärm, 10773 Berlin, S 01 80 / 232 13 13
K Wohnen im Alter 
Infotelefon beim  Pflegestützpunkt Berlin, 
Mo - Fr  9 - 18 Uhr: S 0800 - 59 500 59
www.berlin.hilfelotse-online.de
BIWIA – Berliner Initiative Wohnen
im Alter: www.berlin.de/special/
wohnen/alter/ 
K Mietschulden/Wohnungsnotfälle 
Geschütztes Marktsegment/
Landesamt für Gesundheit und Soziales 
S 902 29 - 32 01 / 2, 
www.berlin.de/lageso/soziales/
marktsegment/index.html 
Ambulante Dienste/GEBEWO 
S 480 98 191, Fax 480 98 192, E-Mail:
AmbulanteDiensteNord@gebewo.de 
Ambulante Wohnhilfe Wedding/IB
S 490 00 99 0, Fax 490 00 99 28, 
E-Mail: AWH-B-Wedding@
internationaler-bund.de 
K Straßenleuchten 
Bei Defekten: S 0800 110 20 10 
(Alliander Stadtlicht GmbH – 
24-Stunden-Service)
K Verbraucherschutz
www.vz-berlin.de, www.test.de
Nützliches
34

K Mietspiegel 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/mietspiegel
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung,
S 90 139 - 47 77
K Betriebskostenspiegel 
www.stadtentwicklung.berlin.de/wohnen/
betriebskosten.shtml
K Heizspiegel
www.heizspiegel-berlin.de
K Energiesparberatung
des BUND für Geringverdiener:
Termin unter S 78 79 00 60
K Wohngeld 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/wohngeld/diwo.shtml
Rufnummern bei den 
Ehrenamtliches 
Engagement
Hilfe zur Selbsthilfe – 
Bezirksaktivengruppen
Wir, engagierte Mieter im Berliner Mieter-
verein, haben uns in Bezirksgruppen zu-
sammengeschlossen, um uns selbst aktiv 
für eine mieterfreundliche Wohnungspolitik 
einzusetzen. Dazu gehört, 
K dass wir uns über das aktuelle Gesche-
hen im Bereich der Miet- und Wohnungs-
politik informieren; 
K dass wir unsere Mitmieter aufklären; 
K dass wir Aktionen des Berliner Mieter-
vereins mitgestalten und unterstützen; 
K dass wir uns einfach zusammentun, 
um mit unseren Mietproblemen nicht 
allein zu sein.  
Wir würden uns freuen, 
wenn auch Sie kommen würden.

Charlottenburg-Wilmersdorf 
Kontakt: Otto Eigen, S 36 80 32 17
Friedrichshain-Kreuzberg 
Gundel Riebe, Frank Straubing, 
Sybille Klemz (Bezirksleitung) 
K Kontaktmöglichkeiten zur Bezirksleitung: 
jeden 1. und 2. Dienstag von 14-16 Uhr im 
Beratungszentrum Südstern, Hasenheide 63; 
jeden Mittwoch von 17.30-19 Uhr im Be-
ratungszentrum Frankfurter Allee, Jessner-
straße 4 und über die 
Hauptgeschäftsstelle BMV, S 226 260
Lichtenberg
Günter Brock, Karin Korte, Ursula Schubert 
(Bezirksleitung) 
K Kontaktmöglichkeit: in allen bezirklichen 
Beratungsstellen zu den ausgewiesenen Be-
ratungszeiten
Marzahn-Hellersdorf
Wolfgang Gast, Irina Neuber (Bezirksleitung)
K Kontaktaufnahme ist in allen Marzahner 
und Hellersdorfer Beratungsstellen während 
der Beratungszeiten möglich
Mitte
Wilfried Jugl, Peter Roßwaag (Bezirksleitung) 
K Treffen der Aktivengruppe jeden 4. Do 
im Monat ab 19 Uhr in der Seniorenfrei-
zeitstätte Torstraße 203-205 
Neukölln
Kontakt: Hauptgeschäftsstelle BMV, 
S 226 260
K Die Bezirksaktivengruppe trifft sich re-
gelmäßig jeden 2. Do im Monat um 19.30 
Uhr im BMV-Beratungszentrum Südstern, 
Hasenheide 63 
Pankow
Wolfgang Marquardt, Hannelore 
Jagusch, Hans-Günther Miethe 
(Bezirksleitung)
K Kontaktmöglichkeiten: 
Do 17-19 Uhr im Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B 
Reinickendorf, Steglitz-Zehlendorf,
Tempelhof-Schöneberg
Kontakt: Hauptgeschäftsstelle BMV, 
S 226 260
Spandau
Alle Treffen: BMV-Beratungszentrum 
Altstadt Spandau, Mönchstraße 7
Offenes Treffen für alle Mieterinnen und 
Mieter jeden 1. Dienstag im Monat, 18 Uhr;
jeden Do 17-19 Uhr neben juristischer 
 Beratung: Betreuung der Mitglieder; 
Mietergemeinschaften 
K AG Modernisierung 
K AG Privatisierung und Umwandlung:
Leitung: J. Wilhelm, S 331 52 20
Treptow-Köpenick
Henry Baumfelder, Edith Bednarski, 
Ilona Sechting (Bezirksleitung)
K Treffen aktiver Mitglieder zum 
Erfahrungsaustausch
am 8. Dezember 2011 (Do) um 19.30 Uhr 
im Beratungszentrum Köpenick, Bahnhof-
straße 5 und am 12. Januar 2012 (Do) um 
19.30 in der Beratungsstelle „Villa Offen-
siv“, Hasselwerderstraße 38-40 
K Kontaktmöglichkeit in allen bezirklichen 
Beratungsstellen zu den ausgewiesenen 
Beratungszeiten
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Donnerstag, 15.12.
15.30	 Dr. habil. Burghard Ciesla: Schorfheide – Das Jagdrevier der Mächtigen**
17.00	 Film: The Look – Charlotte Rampling (2011)
17.30	 Prof. Dr. Dieter B. Herrmann: Von Ufo bis Supernova – 
	 Wie sich Forscher am „Weihnachtsstern” die Zähne ausbeißen**
19.30	 Anjali Sriram und R. Sriram: Klänge des Veda – 
	 Ein Erlebnisabend. Eine Reise zu den Quellen des Yogawegs*
20.00	 Film: The Look – Charlotte Rampling (2011)
Freitag, 16.12.
15.30	 Dr. med. dent. Winfried Walzer: Implantate – 
	 Eine Erfolgsstory für die dritten Zähne?* 
17.30	 Bennet Schulte: Die Berliner Mauer – 
	 Spuren einer verschwundenen Grenze**
19.30	 Pierre Lahoud: Québec aus der Vogelperspektive – 
	 Eine Entdeckungsreise mit Pierre Lahoud – 
	 Vortrag in französischer Sprache mit Übersetzung – Eintritt frei 
20.00	 Norbert Schnöde: Die Bürgels halten Jahresrückblick*
Montag, 19.12.
15.30	 Gabriele von Bülow: Ego – Wahres Selbst und Identität 
	 in Spiritualität und Persönlichkeitsentwicklung*
17.00	 Film: Midnight in Paris (2011)
17.30	 Dr. Andreas Jacke: Traumpassagen – Kino als Hypnose**
19.30	 Prof. Dr. Dieter Hoffmann: Physiker, Atomspion, Kommunist – 
	 Die drei Leben des Klaus Fuchs*
20.00	 Film: Midnight in Paris (2011)
Dienstag, 20.12.
15.30	 Dr. Gerhild H.M. Komander: „Es ist ein Ros’ entsprungen…“ – 
	 Die Weihnachtsgeschichte in der Kunst*
17.00	 Film: Midnight in Paris (2011)
17.30	 Dr. Stephan Elbern: Jordanien**
19.30	 Sylvia Wetzel: Buddhismus und Christentum – 
	 Unterschiede und Gemeinsamkeiten*
20.00	 Film: Mein Stück vom Kuchen (2011)
Mittwoch, 21.12.
15.30	 Jürgen Grothe: Weihnachtsmärkte und Lichterglanz – 
	 Weihnachtszeit im alten Berlin**
17.00	 Film: Mein Stück vom Kuchen (2011)
17.30	 Dr. Stephan Elbern: Israel – Das Heilige Land**
19.30	 Prof. Dr. Norbert Kapferer: Die Deformation 
	 deutscher Philosophie 1933-1945*
20.00	 Film: Mein Stück vom Kuchen (2011)

An der Urania 17 • 10787 Berlin • Tel. 218 90 91 • Fax 21103 98

Dezember 2011
Weitere Details unter www.urania.de
Donnerstag, 1.12.
15.30	 Hildegard Rupeks-Wolter, M.A.: Die „Medici“ von Moskau – 
	 Reiche Kaufleute und ihre Sammlungen der Avantgardekunst**
17.30	 Dr. med. Wilfried Reuter: Trennung und Abschied*
19.30	 Diskurs-Reihe „Gesundheitsforschung für uns?“
	 Individualisierte Medizin zur modernen Gesundheitsversorgung – 
	 Ist das ohne Risiken? – Eintritt frei
Freitag, 2.12.
19.30	 Harro Zimmer: Neue Sonden auf dem Weg zum Mars**
20.00	 Emmi & Herr Willnowsky – Staying alive in concert
Samstag, 3.12.
10-14	 Gesundheitstag „8. Berliner Gefäßtag“
20.00	 Martin Buchholz: Kabarette sich, wer kann…
Montag, 5.12.
15.30	 Johannes Prittwitz: Das Tiergartenviertel – 
	 Von der Landhaussiedlung zum Diplomatenbezirk**
17.00	 Film: Elisabeth Kübler-Ross (2002)
17.30	 Dr. med. Achim Kürten: Nie mehr Erkältungen – So geht das!*
19.00	 Film: Almanya (2010) – Eintritt frei 
20.00	 Film: 2 Tage Paris (2007)
Dienstag, 6.12.
15.30	 Prof. Dr. med. Jürgen Kiwit: Einblicke in das Gehirn – 
	 Neue Erkenntnisse zur Vorhersage unseres Erkrankungsrisikos*
17.30	 Elke Krauskopf, M.A.: Wegbereiter der Moderne – Paul Klee*
17.30	 Dr. Dr. Eugen Drewermann: Weg zur Menschlichkeit – 
	 Die Apostelgeschichte*
Mittwoch, 7.12.
17.30	 Dr. Margrit Vogt: Die Welt der Farben – Eine Einführung**
17.00	 Film: Elisabeth Kübler-Ross (2002)
17.30	 Klaus Hympendahl: Die Lapida-Expedition – 
	 4000 Seemeilen auf den Spuren der ersten Siedler in der Südsee**
19.30	 Prof. Dr. Dr. Gerhard Roth: Wie einzigartig ist der Mensch? 
	 Die Evolution des Geistes, der Intelligenz und des Bewusstseins*
Donnerstag, 8.12.
17.00	 Film: Sommer in Orange (2010)
17.30	 Gesundheitsinformationsabend mit Podiumsdiskussion: Schmerz lass’ nach!
19.30	 Prof. Dr. Ludger Schiffler: Wie helfe ich mir beim Fremdsprachenlernen?*
20.00	 Film: Le Havre (2011)
Freitag, 9.12.
15.30	 Dr. Sylvia Falke: „Häuser für die Ewigkeit“ – 
	 Totenkult und Jenseitsvorstellungen im alten Ägypten*
17.00	 Film: Le Havre (2011)
17.30	 Dr. Patricia Huber: Sizilien – Zeugnisse einer 3000jährigen Geschichte**
19.30	 Prof. Dr. Thomas Naumann: Der Alte würfelt nicht – Einsteins Dialog mit Gott*
20.00	 Film: Sommer in Orange (2010)
Montag, 12.12.
15.30	 Dr. med. Rieke E. Alten: Gicht – Eine vergessene Krankheit*
17.00	 Film: Sommer in Orange (2010)
17.30	 Matthias Hanke: Der Jakobsweg – Spaniens bekanntester Wanderweg**
19.30	 Matthias Hanke: Abenteuer Kanada – 7400 Kilometer westwärts 
	 auf dem Trans-Canada-Highway**
20.00	 Film: Paris was a woman (1996)
Dienstag, 13.12.
15.30	 Wolfgang Feyerabend: Berliner Hoflandschaften – 
	 Reizvolle Idyllen der Großstadt**
17.00	 Film: Le Havre (2011)
17.30	 Dr. Matthias Müller-Lentrodt: Die Loire – Der Garten Frankreichs**
19.30	 Prof. Dr. Ralf Kornhuber: Immer auf die Knochen – 
	 Mathematik in der orthopädischen Chirurgie*
20.00	 Film: Sommer in Orange (2010)
Mittwoch, 14.12.
15.30	 Britta Kerger, M.A.: Was ist Tierheilkunde?*
17.00	 Film: Sommer in Orange (2010)
17.30	 Prof. Dr. Hans Stoffels: Trauma, Biographie und Persönlichkeit – 
	 Was macht uns eigentlich krank?*
19.30	 Prof. Dr. Claudia Kemfert: Energiewende – 
	 Operation am offenen Herzen? 
	 Steuert Deutschland in eine neue Krise?*
20.00	 Film: Rebellen der Weisheit (2010)

OmU = Originalfassung mit deutschen Untertiteln · OF = Originalfassung · Ü = Überlänge · * = Vortrag · ** = Vortrag mit Medien · Ausführliches Programm in der Urania 
oder unter www.urania.de · Eintrittspreise (Vorträge/Filme): 6,00/7,00  · Ermäßigte Eintrittspreise für Mitglieder des Berliner Mietervereins 

unter Vorlage des Einzahlungsbelegs 2011 und Personalausweises: 5,00/6,00  · Urania-Mitglieder 3,50/4,50 
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Guter Rat … 

… und gar nicht teuer!
Der Klassiker

	 13 Euro  

	 rund 700 Seiten  

	 Aktuell und informativ   

	 Mit neuen Gesetzen 

	  und Verordnungen  

	 Übersichtlich von A bis Z   

	 Für alle verständlich   

	 Fundgrube für Fachleute  

	 Über 2000 Gerichtsurteile  

	 Alle großen Mietrechtsthemen  

	 Die häufigsten Alltagsprobleme  

	 Die wichtigsten Fragen 

	  rund um die Wohnung   

Das Mieterlexikon ist erhältlich 

in den Beratungszentren und 

in der Hauptgeschäftsstelle des 

Berliner Mietervereins, Spichern-

straße 1 , 10777 Berlin während 

der Geschäftszeiten oder beim 

DMB-Verlag, 10169 Berlin 

oder im Internet unter 

www.mieterbund.de 
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